
Amtsblatt
der
Europäischen Gemeinschaften

20. Jahrgang Nr. L 356
31 . Dezember 1977

RechtsvorschriftenAusgabe in deutscher Sprache

Inhalt I Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte

* Haushaltsordnung vom 21 . Dezember 1977 für den Gesamthaushaltsplan der Europä­
ischen Gemeinschaften 1

Titel I : AllgemeineGrundsätze (Artikel Ibis 10 ) 2

Titel II : Aufstellung und Gliederung des Haushaltsplans 6
Abschnitt I : Aufstellung des Haushaltsplans (Artikel 11 bis 14) 6
Abschnitt II : Gliederung des Haushaltsplans (Artikel 15 bis 16 ) 7

Titel III : Ausführung des Haushaltsplans 8
Abschnitt I : Allgemeine Bestimmungen (Artikel 1 7 bis 22 ) 8
Abschnitt II : Einnahmen und Verwaltung der verfügbaren Mittel (Artikel

23 bis 31 ) 10
»

Abschnitt III : Mittelbindung, Feststellung, Anordnung und Zahlung der Aus­
gaben (Artikel 32 bis 49 ) 12

Titel IV : Auftragsvergabe , Bestandsverzeichnisse und Rechnungsführung 15
Abschnitt I : Auftragsvergabe für Lieferungen, Bau- und sonstige Leistungen ,

Mieten (Artikel 50 bis 58 ) 15

Abschnitt II : Bestandsverzeichnisse über das bewegliche und unbewegliche
Vermögen (Artikel 59 bis 62 ) 16

Abschnitt III : Rechnungsführung (Artikel 63 bis 67) 17

Titel V : Verantwortung der Anweisungsbefugten, der Finanzkontrolleure, der Rechnungs­
führer und der Zahlstellenverwalter (Artikel 68 bis 72 ) 17

Titel VI : Rechnungslegung und Rechnungsprüfung (Artikel 73 bis 8 5 ) 18

Titel VII : Sonderbestimmungen für die Forschungs- und Investitionsmittel (Artikel 86 bis 94 ) 21

Titel VIII : Sonderbestimmungen für den Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die
Landwirtschaft (Artikel 95 bis 101 ) 24

(Fortsetzung umseitig)i

Bei Rechtsakten , deren Titel in magerer Schrift gedruckt sind , handelt es sich um Rechtsakte der laufenden Verwaltung im Bereich der
Agrarpolitik , die normalerweise nur eine begrenzte Geltungsdauer haben .
Rechtsakte , deren Titel in fetter Schrift gedruckt sind und denen ein Sternchen vorangestellt ist , sind sonstige Rechtsakte .



Inhalt (Fortsetzung) Titel IX : Sonderbestimmungen betreffend die Nahrungsmittelhilfe (Artikel 102 ) 25

Titel X : Sonderbestimmungen für das Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen
Gemeinschaften (Artikel 103 ) 26

Titel XI : Übergangs- und Schlußbestimmungen (Artikel 104 bis 1 10 ) 27

Anhang : In Artikel 89 derHaushaltsordnung vorgesehener Eingliederungsplan 29



31 . 12 . 77 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 356/ 1

\

i

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

HAUSHALTSORDNUNG

vom 21 . Dezember 1977

für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften

die letzteren angebracht, daß das Europäische Parlament,
der Rat und die Kommission innerhalb ihres jeweiligen
Einzelplans allein gewisse Mittelübertragungen vorneh­
men können.

«

Durch den Vertrag vom 22 . Juli 1975 wurde der Rech­
nungshof geschaffen , der die Befugnisse und Zuständig­
keiten ausübt, die zuvor dem Kontrollausschuß und dem
Rechnungsprüfer der EGKS übertragen waren ; der Rech­
nungshof ist hinsichtlich der Aufstellung und Ausführung
seines Haushaltsplans einem Organ gleichzustellen . Die
Bestimmungen über die Rechnungslegung und die Rech­
nungsprüfung sind der neuen Lage anzupassen ; jedoch ist
bereits jetzt daraufhinzuweisen, daß diese Bestimmungen
im Lichte einer vom Rechnungshof abzugebenden ergän­
zenden Stellungnahme zu überprüfen sind.

Für Vorhaben , deren Durchführung sich über mehrere
Jahre erstreckt, ist es zweckmäßig, Verpflichtungser­
mächtigungen und Zahlungsermächtigungen zu unter­
scheiden . Die Vorhaben, bei denen diese Unterscheidung
vorgenommen wird, sind im Rahmen des Haushaltsver­
fahrens festzulegen .

Die Definition der Rechnungseinheit und die Methoden
für deren Umrechnung in die Währungen der Mitglied­
staaten, die in Artikel 10 der Haushaltsordnung vom
25 . April 1973 für den Gesamthaushaltsplan der Europä­
ischen Gemeinschaften festgelegt worden sind, entspre­
chen nicht mehr den gegenwärtigen internationalen Wäh­
rungsbeziehungen . Der Währungsausschuß hat daher in
seinem Bericht vom 4 . März 1975 die Auffassung vertre­
ten , daß eine auf einem gemeinschaftlichen Währungs­
korb basierende Rechnungseinheit für die Bedürfnisse der
Gemeinschaft insgesamt am besten geeignet sei .

Der Rat hat durch seinen Beschluß 75/250/EWG ( 3) eine
solche Rechnungseinheit bereits für die Beträge der Beihil­
fen festgelegt , die in Artikel 42 des AKP—EWG-Abkom­
mens von Lome vorgesehen sind . Die Kommission hat
durch Beschluß Nr. 3289/75/EGKS dieselbe Rechnungs­
einheit für die Anwendung des EGKS-Vertrags ange­
nommen . Die gleiche Definition ist für die Anwendung
des EWG-Vertrags und des Euratom-Vertrags zu über­
nehmen .

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN -

gestützt auf den Vertrag über die Gründung der Europä­
ischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl , insbesondere
auf Artikel 78 f,

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 209 ,

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Atomgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 183 ,

auf Vorschlag der Kommission ,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (*),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die in der gemeinsamen Erklärung des Europäischen Par­
laments , des Rates und der Kommission vom 4 . März
1975 ( 2 ) vorgesehene Konzertierung hat in einem Konzer­
tierungsausschuß stattgefunden .

Der Rechnungshof hat eine Stellungnahme zu gewissen
Bestimmungen dieser Haushaltsordnung über die Rech­
nungslegung und die Rechnungsprüfung abgegeben . Im
übrigen hat er erklärt , daß in Anbetracht der förmlichen
Verpflichtung des Rates und der Kommission, gegebenen­
falls sämtliche Bestimmungen zu überprüfen, sobald die
ergänzende Stellungnahme des Rechnungshofes vorliegt,
von seiner Seite kein Einwand gegen die Anwendung der
Haushaltsordnung ab 1 . Januar 1978 besteht .

Der Vertrag vom 22 . Juli 1975 zur Änderung bestimmter
Finanzvorschriften der Verträge zur Gründung der Euro­
päischen Gemeinschaften und des Vertrages zur Einset­
zung eines gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen
Kommission der Europäischen Gemeinschaften ist am
1 . Juni 1977 in Kraft getreten ; infolge dieser Änderungen
müssen neue Bestimmungen über die Feststellung des
Haushaltsplans , die Maßnahmen , die zu treffen sind , falls
der Haushaltsplan zu Beginn eines Haushaltsjahres noch
nicht verabschiedet worden ist, sowie über Mittelübertra­
gungen erlassen werden . Insbesondere ist es in bezug auf
H ABl . Nr. C 6 vom 10 . 1 . 1977, S. 20 .
H ABl . Nr. C 89 vom 22 . 4 . 1975 , S. 1 . ( 3 ) ABl . Nr. L 104 vom 24 . 4 . 1975 , S. 35 .
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Um der Entwicklung der Gemeinschaftstätigkeiten Rech­
nung zu tragen , ist es angebracht, den Eingliederungsplan
im Rahmen des Haushaltsverfahrens festzulegen .

Die volle Anwendung des Systems der eigenen Mittel ab
1 . Januar 1978 erfordert eine Anpassung bestimmter
Vorschriften über deren Zahlung.

Es ist angezeigt, der seit der Ausarbeitung der Haushalts­
ordnung vom 25 . April 1973 eingetretenen Preisentwick­
lung Rechnung zu tragen und gewisse Beträge entspre­
chend anzupassen .

Es empfiehlt sich , die verschiedenen Haushaltsverfahren
für den Sozialfonds , den Regionalfonds und den Europä­
ischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Land­
wirtschaft , Abteilung Ausrichtung, zu harmonisieren
und mit der allgemeinen Regelung in Einklang zu bringen .
Es sind jedoch Übergangsbestimmungen vorzusehen , um
die schrittweise Anpassung der für diese Fonds erlassenen
Bestimmungen an die allgemeine Regelung zu ermög­
lichen .

Einerseits ist aus Gründen der Haushaltsklarheit eine
Aufgliederung der Forschungs- und Investitionsmittel in
einem gesonderten Kapitel des Haushaltseinzelplans für
die Kommission vorzusehen ; andererseits sollte auf
Grund der bereits auf diesem Gebiet gewonnenen Erfah­
rung das System für die funktionelle Darstellung dieser
Mittel vereinfacht werden .

Da das Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europä­
ischen Gemeinschaften für alle Organe tätig ist, stellt es
ein gemeinsames Instrument dar. Die Darstellung im
Haushaltsplan und die entsprechenden Ausführungsbe­
dingungen müssen daher verbessert werden . Hierzu sind
zweierlei Maßnahmen notwendig : erstens müssen die
Mittel des Amtes für Veröffentlichungen in einer Anlage
zum Einzelplan „Kommission" veranschlagt werden, der
in einer besonderen Haushaltslinie den Gesamtbetrag die­
ser Mittel ausweist, zweitens darf- um denHaushaltsplan
nicht unnötig aufzublähen — nicht mehr vorgesehen wer­
den , daß die Organe zugunsten des Amtes Zahlungen lei­
sten müssen -

HAT FOLGENDE HAUSHALTSORDNUNG ERLASSEN:

TITEL I

ALLGEMEINE GRUNDSÄTZE

Artikel /

( 1 ) Durch den Haushaltsplan der Europäischen Ge­
meinschaften — im folgenden „Haushaltsplan" genannt —
werden die voraussichtlichen Einnahmen und Ausgaben
der Gemeinschaften für jedes Haushaltsjahr veranschlagt
und im voraus bewilligt .

Im Sinne dieser Haushaltsordnung umfassen die Einnah­
men und Ausgaben der Gemeinschaften folgendes :

— die Verwaltungsausgaben der Europäischen Gemein­
schaft für Kohle und Stahl und die entsprechenden
Einnahmen,

die Ausgaben und Einnahmen der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft,

— die Ausgaben und Einnahmen der Europäischen
Atomgemeinschaft, die auf Grund des Euratom-Ver­
trags und der zu seiner Durchführung erlassenen Akte
im Haushaltsplan verbucht werden können, und ins­
besondere die gewährten Darlehen und die damit ver­
bundenen Lasten sowie die Tilgung von Anleihen und
die damit verbundenen Lasten.

Die vorerwähnten Ausgaben umfassen die Ausgaben , die
sich aus der Tätigkeit der Organe ergeben .

(2 ) Die im Haushaltsplan ausgewiesenen Mittel wer­
den für ein Haushaltsjahr bewilligt .

Über die bewilligten Mittel hinaus können keine Mittel­
bindungen oder Ausgabenanordnungen vorgenommen
werden .

( 3 ) Die Mittel für Mehrjahresvorhaben können als
Verpflichtungsermächtigungen und Zahlungsermächti­
gungen eingesetzt werden .

Die Verpflichtungsermächtigungen decken im laufenden
Haushaltsjahr die Gesamtkosten der rechtlichen Ver­
pflichtungen, die für Tätigkeiten eingegangen worden
sind , deren Durchführung sich über mehr als ein Haus­
haltsjahr erstreckt.

Die Zahlungsermächtigungen decken - bis zu dem in den
Haushaltsplan eingesetzten Betrag - die Ausgaben, die bei
der Erfüllung der im Laufe des Haushaltsjahres und/oder
früherer Haushaltsjahre eingegangenen Verbindlichkei­
ten entstehen .

Die Haushaltsmittel , die für Mehrjahresvorhaben be­
stimmt sind und Verpflichtungsermächtigungen und Zah­
lungsermächtigungen umfassen, werden wie folgt im
Haushaltsplan ausgewiesen :

a ) hinsichtlich der Verpflichtungsermächtigungen durch
Einsetzung

— der für das betreffende Haushaltsjahr bewilligten
Verpflichtungsermächtigung,
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Artikel 3

( 1 ) Vorbehaltlich des Artikels 22 sind alle Einnahmen
und Ausgaben in voller Höhe in den Haushaltsplan und in
die Haushaltsrechnung ohne vorhergehende Verrechnung
einzusetzen .

Die Gesamteinnahmen dienen unbeschadet von Artikel 3
Absatz 4 und Artikel 4 Absatz 6 des Beschlusses vom
21 . April 1970 zur Deckung der Gesamtausgaben über
die Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten
durch eigene Mittel der Gemeinschaften ( 1 ).

Bei den Haushaltslinien , die Verpflichtungsermächtigun­
gen und Zahlungsermächtigungen umfassen, wird für die
Anwendung von Unterabsatz 1 der als Zahlungsermäch­
tigung eingesetzte Betrag berücksichtigt.

( 2 ) Abweichend von Absatz 1 dürfen die zweckgebun­
denen Einnahmen wie Einkünfte aus Stiftungen, Subven­
tionen , Schenkungen und Vermächtnissen nicht für einen
anderen Zweck verwendet werden .

Die Kommission kann alle Zuwendungen zugunsten der
Gemeinschaften wie Stiftungen, Subventionen, Schen­
kungen und Vermächtnisse annehmen.

Die Annahme von Zuwendungen, die mit Belastungen ir­
gendwelcher Art verbunden sein könnten, bedarf der Ge­
nehmigung des Europäischen Parlaments und des Rates,
die sich binnen zwei Monaten nach Eingang des Antrags
der Kommission hierzu äußern . Wird innerhalb dieses
Zeitraums kein Einwand erhoben, so entscheidet die
Kommission endgültig über die Annahme.

— der.jährlich benötigten und an Hand eines als An­
halt dienenden Fälligkeitsplans errechneten Be­
träge der Zahlungsermächtigungen

in die Rubrik „Erläuterungen";

b ) hinsichtlich der im laufenden Haushaltsjahr vorzu­
nehmenden Zahlungen
— durch Einsetzung des Betrages unter dem entspre­

chenden Haushaltsposten .
Die unter den Erläuterungen als Verpflichtungsermächti­
gungen eingesetzten Beträge für den Haushaltsplan des
laufenden Jahres sind für das betreffende Haushaltsjahr
verbindlich .

Die Mehrjahresvorhaben, bei denen zwischen Verpflich­
tungsermächtigungen und Zahlungsermächtigungen un­
terschieden wird, werden im Rahmen des Haushaltsver­
fahrens festgelegt . Von diesem Grundsatz ausgenommen
sind die Forschungs- und Investitionsmittel , die besonde­
ren Bestimmungen unterliegen .

(4 ) Unbeschadet von Absatz 3 können Ausgaben für
einen das Haushaltsjahr überschreitenden Zeitraum nur
nach Maßgabe der im Haushaltsplan vorgesehenen be­
sonderen Einzelheiten bewilligt werden .
Die Verwaltungsausgaben im Zusammenhang mit Ver­
trägen , die nach den örtlichen Gepflogenheiten für eine
die Dauer des Haushaltsjahres überschreitende Laufzeit
geschlossen werden , fallen nicht unter Unterabsatz 1 .
Diese Ausgaben werden unter dem Haushaltsplan des
Haushaltsjahres verbucht, in dem sie getätigt werden .
(5 ) Unter unvermeidlichen, außergewöhnlichen oder
unvorhersehbaren Umständen kann die Kommission
Vorentwürfe von Nachtrags- oder Berichtigungshaus­
haltsplänen vorlegen .
Die Kommission kann auch , insbesondere zur Anpassung
von Zielvorstellungen, Vorentwürfe von Berichtigungs­
haushaltsplänen vorlegen , durch die der Gesamtbetrag
des Jahreshaushaltsplans nicht geändert wird und denen
die erforderlichen Entwürfe für die entsprechenden Ver­
ordnungen beigefügt sind .
Die Anträge des Europäischen Parlaments , des Rates , des
Gerichtshofes oder des Rechnungshofes auf Vorlage von
Nachtrags- oder Berichtigungshaushaltsplänen werden
von der Kommission der Haushaltsbehörde zugeleitet .
Die Kommission kann diesen Anträgen eine abweichende
Stellungnahme beifügen . Diese Haushaltspläne werden in
der gleichen Form und nach den gleichen Verfahren vor­
gelegt, geprüft , aufgestellt und endgültig festgestellt wie
der Haushaltsplan , dessen Ansätze durch sie geändert
werden . Sie sind unter Bezugnahme auf den betreffenden
Haushaltsplan zu begründen . Die zuständigen Stellen be­
raten hierüber unter Berücksichtigung der Dringlichkeit.
Jeder Vorentwurf eines Nachtragshaushaltsplans ist dem
Rat in der Regel spätestens zu dem Zeitpunkt vorzulegen,
der für die Vorlage des Vorentwurfs des Haushaltsplans
für das folgende Haushaltsjahr vorgesehen ist .

Artikel 2

Die Haushaltsmittel sind nach den Grundsätzen der Spar­
samkeit und Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung zu
verwenden .

Artikel 4

Einzahlungen oder Auszahlungen dürfen nur im Wege der
Verbuchung unter einem Artikel des Haushaltsplans vor­
genommen werden.

Artikel 5

Das Haushaltsjahr beginnt am 1 . Januar und endet am
31 . Dezember .

Die Einnahmen eines Haushaltsjahres werden auf der
Grundlage der im Laufe des Haushaltsjahres vereinnahm­
ten Beträge für dieses Haushaltsjahr ausgewiesen; eine
Ausnahme bilden die eigenen Mittel des Monats Januar
des folgenden Haushaltsjahres , die gemäß Artikel 10 Ab­
satz 2 der Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr.
2891 /77 des Rates vom 19 . Dezember 1977 zur Durch­
führung des Beschlusses vom 21 . April 1970 über die Er­
setzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten durch ei­
gene Mittel der Gemeinschaften ( 2 ) vorzeitig abgeführt
werden können .

(') ABI . Nr . L 94 vom 28 . 4 . 1970 , S. 19 .
( 2 ) ABl . Nr. L 336 vom 27 . 12 . 1977, S. 1 .



Nr. L 356/4 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 31 . 12 . 77

Soweit in den Artikeln 6 , 88 und 100 nichts anderes be­
stimmt ist, dürfen die bewilligten Mittel nur nach vorheri­
ger ordnungsgemäßer Mittelbindung und nur zur Bestrei­
tung von Ausgaben des Haushaltsjahres , für das sie bewil­
ligt worden sind , sowie zur Erfüllung von Zahlungsver­
pflichtungen aus früheren Haushaltsjahren , für die keine
Mittel auf das laufende Haushaltsjahr übertragen worden
sind , verwendet werden .

Die Mittelbindungen werden auf der Grundlage der bis
zum 31 . Dezember eingegangenen Verbindlichkeiten ver­
bucht.

Die Ausgaben eines Haushaltsjahres werden in diesem
Haushaltsjahr auf der Grundlage der Ausgaben ausgewie­
sen, deren Anordnung beim Finanzkontrolleur bis zum
31 . Dezember eingegangen ist und deren Zahlung vom
Rechnungsführer bis zum 15 . Januar des darauffolgenden
Jahres geleistet wurde.

Artikel 6

a ) Die Verpflichtungsermächtigungen, die am Ende
des Haushaltsjahres , für das sie in den Haushalts­
plan eingesetzt worden sind, nicht gebunden wur­
den, bleiben für das darauffolgende Haushaltsjahr
verfügbar.

b ) Die Zahlungsermächtigungen, die am Ende des
Haushaltsjahres , für das sie in den Haushaltsplan
eingesetzt worden sind, nicht verwendet wurden,
sind Gegenstand einer automatischen Übertra­
gung, die auf das folgende Haushaltsjahr begrenzt
ist .

3 . Für die in Absatz 1 Buchstabe b ) genannten Mittel legt
die Kommission dem Rat vor dem 1 . Mai die ord­
nungsgemäß begründeten Mittelübertragungsanträge
des Europäischen Parlaments , des Rates, des Ge­
richtshofes , des Rechnungshofes und der Kommission
vor ; sie leitet diese Anträge gleichzeitig dem Europä­
ischen Parlament zu.

Sofern der Rat nicht binnen eines Monats nach Anhö­
rung des Europäischen Parlaments mit qualifizierter
Mehrheit etwas anderes beschlossen hat, gelten die
Mittelübertragungen als genehmigt.

4 . Die am 3 1 . Dezember nicht verwendeten Einnahmen
und verfügbaren Mittel aus den in Artikel 3 Absatz 2
genannten Zuwendungen sind zu übertragen.

5 . Die in Absatz 1 Buchstabe b ) genannten, bis zum
31 . Dezember noch nicht gebundenen Mittel, deren
Übertragung auf das folgende Haushaltsjahr geneh­
migt worden ist, verfallen, soweit sie bis zu dessen Ab­
lauf nicht gebunden und ausgezahlt worden sind.

6 . Mittel des Europäischen Ausrichtungs- und Garantie­
fonds für die Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung,
können jedoch ausnahmsweise unter den in der Ver­
ordnung (EWG) Nr. 3171 /75 (*) vorgesehenen Be­
dingungen zur Finanzierung von Vorhaben verwendet
werden, für die sie ursprünglich nicht gebunden wor­
den sind.

7 . Eine Aufstellung der automatischen Übertragungen
wird dem Europäischen Parlament und dem Rat vor
dem 1 . April zur Kenntnisnahme übermittelt.

8 . Bei der Ausführung des Haushaltsplans wird die Ver­
wendung der übertragenen Mittel in der Haushalts­
rechnung des laufenden Haushaltsjahres getrennt und
gegliedert nach Artikeln ausgewiesen .

Für die Verwendung der Mittel gelten folgende Regeln :
1 . Bei den Haushaltslinien , bei denen nicht zwischen

Verpflichtungsermächtigungen und Zahlungser­
mächtigungen unterschieden wird :

a ) Die Mittel für die Bezüge und Vergütungen der
Mitglieder der Organe und des Personals können
nicht übertragen werden .

b ) Die Mittel für Zahlungen, die zum 3 1 . Dezember
noch für nach dem 15 . Dezember eingegangene
Zahlungsverpflichtungen für Lieferungen und
Baulejstungen geschuldet werden , sowie der am
31 . Dezember nicht gebundene Teil der Mittel
können Gegenstand einer Übertragung sein , die
auf das folgende Haushaltsjahr begrenzt ist .

c ) Die Mittel , die zur Erfüllung der zwischen dem
1 . Januar und dem 3 1 . Dezember ordnungsgemäß
eingegangenen Zahlungsverpflichtungen benötigt
werden , mit Ausnahme der nach dem 15 . Dezem­
ber eingegangenen Zahlungsverpflichtungen für
31 . Dezember nicht gebundene Teil der Mittel
können Gegenstand einer Übertragung sein , die
auf das folgende Haushaltsjahr begrenzt ist .

2 . Bei den Haushaltslinien, in denen zwischen Verpflich­
tungsermächtigungen und Zahlungsermächtigungen
unterschieden wird :

Artikel 7

Die im Haushaltsplan aufgeführten Mittel können nach
der endgültigen Feststellung des Haushaltsplans mit Wir­
kung vom 1 . Januar gebunden werden .
(') ABl . Nr. L 315 vom 5 . 12 . 1975 S. 1 .
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Ausgenommen von dieser Bestimmung sind die Ausgaben
für laufende Verwaltungsausgaben, die ab 15 . November
jedes Jahres im Vorgriff zu Lasten der für das folgende
Haushaltsjahr vorgesehenen Mittel gebunden werden
können . Diese Mittelbindungen dürfen jedoch ein Viertel
der entsprechenden Gesamtmittel des laufenden Haus­
haltsjahres nicht übersteigen . Dies gilt jedoch nicht für
neue Ausgaben , die im letzten ordnungsgemäß festgestell­
ten Haushaltsplan noch nicht grundsätzlich genehmigt
worden sind .

oder den auf Grund der Verträge erlassenen Rechtsakten
ergeben, werden gemäß dem Verfahren nach Artikel 78b
Absatz 2 des EGKS-Vertrags , Artikel 204 des EWG-Ver­
trags und Artikel 178 Absatz 3 des Euratom-Vertrags ge­
faßt .

Die in den vorstehenden Absätzen genannten Beschlüssen
sehen die zur Anwendung dieses Artikels erforderlichen
Maßnahmen hinsichtlich der Mittel vor.

Für die Forschungs- und Investitionsmittel gilt Artikel 92 .
Die im Sinne der Artikel 96 und 102 zur Finanzierung der
Ausgaben des EAGFL, Abteilung Garantie, und der Nah­
rungsmittelhilfe bestimmten Vorschüsse können ab
10 . Dezember gezahlt werden. Artikel 9

Der Haushaltsplan und die Nachtrags- oder Berichti­
gungshaushaltspläne werden in ihrer endgültig festgestell­
ten Form auf Veranlassung des Präsidenten des Europä­
ischen Parlaments im Amtsblatt der Europäischen Ge­
meinschaften veröffentlicht.

Artikel 10

( 1 ) Der Haushaltsplan wird in Europäischen Rech­
nungseinheiten (ERE) aufgestellt.

Die Europäische Rechnungseinheit bestimmt sich nach
der Summe folgender Beträge der Währungen der Mit­
gliedstaaten der Gemeinschaften :

Artikel 8

Ist der Haushaltsplan zu Beginn des Haushaltsjahres noch
nicht endgültig festgestellt, so gelten für die Mittelbin­
dungen und Zahlungen von Ausgaben, die im letzten ord­
nungsgemäß verabschiedeten Haushaltsplan grundsätz­
lich genehmigt worden sind, die Bestimmungen von Arti­
kel 78b des EGKS-Vertrags , Artikel 204 des EWG-Ver­
trags und Artikel 178 des Euratom-Vertrags .

Mittelbindungen können je Kapitel bis zu einem Viertel
der Gesamtsumme der für das vorhergehende Haushalts­
jahr unter dem betreffenden Kapitel bewilligten Mittel zu­
züglich eines Zwölftels je abgelaufener Monat vorge­
nommen werden, wobei jedoch die im Entwurf des Haus­
haltsplans oder, falls ein solcher nicht vorliegt, im Vor­
entwurf des Haushaltsplans vorgesehenen Mittel nicht
überschritten werden dürfen .

0,828 Deutsche Mark
0,0885 Pfund Sterling
1,15 französische Franken

109 italienische Lire
0,286 holländische Gulden
3,66 belgische Franken
0,14 luxemburgische Franken
0,217 dänische Kronen
0,00759 irische Pfund .Die Zahlungen können monatlich je Kapitel bis zu einem

Zwölftel der Gesamtsumme der für das vorhergehende
Haushaltsjahr unter dem betreffenden Kapitel bewilligten
Mittel vorgenommen werden, wobei die Kommission je­
doch monatlich höchstens über ein Zwölftel der Mittel
verfügen darf, die im Entwurf des Haushaltsplans oder,
falls ein solcher nicht vorliegt, im Vorentwurf des Haus­
haltsplans vorgesehen sind.

(2 ) Der Wert der Europäischen Rechnungseinheit in
einer Wahrung entspricht der Summe der Gegenwerte der
in Absatz 1 angegebenen Währungsbeträge in dieser
Währung. Er wird von der Kommission auf der Grund­
lage der auf den Devisenmärkten täglich ermittelten
Wechselkurse festgesetzt ( 1 ).

Die Tagesumrechnungskurse der einzelnen Landeswäh­
rungen liegen täglich vor. Sie werden im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht.

( 3 ) Die Umrechnung zwischen der Europäischen
Rechnungseinheit und den Landeswährungen erfolgt ge­
gebenenfalls zum Tageskurs unbeschadet der in Artikel
108 Absatz 7 vorgesehenen Sonderbestimmungen.

(') ABI . Nr. C 21 vom 30 . 1 . 1976 . S. 4 .

Unbeschadet von Absatz 2 kann der Rat auf Antrag der
Kommission nach Anhörung des Europäischen Parla­
ments mit qualifizierter Mehrheit gleichzeitig die Ver­
wendung von zwei oder mehreren vorläufigen Zwölfteln
genehmigen , soweit die Haushaltsführung dies erfordert.

Die Beschlüsse betreffend mehrere vorläufige Zwölftel
und Ausgaben, die sich nicht zwingend aus den Verträgen
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TITEL II

AUFSTELLUNG UND GLIEDERUNG DES HAUSHALTSPLANS

ABSCHNITT I

AUFSTELLUNG DES HAUSHALTSPLANS

Artikel 1 1

Das Europäische Parlament, der Rat, der Gerichtshof und
der Rechnungshof stellen vor dem 1 . Juli eines jeden Jah­
res einen Haushaltsvoranschlag ihrer Ausgaben und Ein­
nahmen für das folgende Jahr auf.
Der Wirtschafts- und Sozialausschuß übermittelt dem Rat
vor dem 15 . Juni einen Haushaltsvoranschlag seiner Aus­
gaben und Einnahmen für das folgende Jahr.

Diese Haushaltsvoranschläge werden der Kommission
und — zur Kenntnisnahme - dem Europäischen Parlament,
und dem Rat spätestens am 1 . Juli übermittelt.

Artikel 12

( 1 ) Die Kommission

— erstellt einen allgemeinen Voranschlag der Einnah­
men der Gemeinschaften und

— faßt die in Artikel 11 genannten Haushaltsvoran­
schläge

in dem Vorentwurf des Haushaltsplans zusammen, den
sie dem Rat spätestens am 1 . September eines jeden Jahres
vorlegt.

Sie übermittelt den Vorentwurf des Haushaltsplans
gleichzeitig dem Europäischen Parlament.

(2 ) Die Kommission erstellt die allgemeine Einleitung
zum Vorentwurf des Haushaltsplans . Diese Einleitung
umfaßt insbesondere :

a ) Finanzübersichten für den gesamten Haushaltsplan ;
b ) für den Einzelplan „Kommission":

— die die Mittelanforderungen begründenden Ziel­
vorstellungen,

— die Erklärung für die Veränderungen bei den Mit­
telansätzen von einem Haushaltsjahr zum ande­
ren ,

— eine detaillierte Übersicht über die Anleihe- und
Darlehenspolitik.

(3 ) Jedem der anderen Einzelpläne des Vorentwurfs
des Haushaltsplans wird eine von dem betreffenden Or­
gan verfaßte Einleitung vorangestellt.

(4 ) Der Vorentwurf des Haushaltsplans wird durch ein
Arbeitsdokument ergänzt, das folgendes umfaßt :

a ) hinsichtlich des Personals :

— für jede Laufbahngruppe eine Organisations- und
Personalübersicht, aus der die Planstellen und der
tatsächliche Personalbestand zum Zeitpunkt der
Vorlage des Vorentwurfs des Haushaltsplans her­
vorgehen, getrennt nach Besoldungsgruppe und
Verwaltungseinheit oder , bei den Forschungsan­
stalten der Gemeinsamen Forschungsstelle, nach
großen operationellen Einheiten ;

— bei Änderung des Personalbestands eine Begrün­
dung für diese Änderungen ;

b ) hinsichtlich der Ausgaben, bei denen zwischen Ver­
pflichtungsermächtigungen und Zahlungsermächti­
gungen unterschieden wird :
eine Übersicht über alle Verpflichtungsermächtigun­
gen und entsprechenden Zahlungsermächtigungen
für das betreffende Haushaltsjahr und die späteren
Haushaltsjahre ;

c ) hinsichtlich der Subventionen für die Einrichtungen,
die auf Grund der Verträge oder der hierzu erlassenen
Rechtsakte geschaffen wurden, die Versorgungsagen­
tur und die Europäischen Schulen :
einen Voranschlag für die Einnahmen und Ausgaben,
denen eine von den betreffenden Einrichtungen aus­
gearbeitete Begründung vorangestellt ist .

( 5 ) Ferner fügt die Kommission dem Vorentwurf des
Haushaltsplans folgendes bei :
— die in Artikel 75 vorgesehene Analyse der Haushalts­

führung für das abgelaufene Jahr und die in Artikel 76
vorgesehene Übersicht über das Vermögen und die
Schulden der Gemeinschaften zum 31 . Dezember für
das abgelaufene Jahr sowie

— eine Stellungnahme zu den Haushaltsvoranschlägen
der anderen Organe ; diese kann abweichende Voran­
schläge enthalten , die ordnungsgemäß begründet sein
müssen .

(6 ) Die Kommission kann von sich aus und gegebenen­
falls auf Antrag des Europäischen Parlaments, des Rates ,
des Gerichtshofes oder des Rechnungshofes im Wege ei­
nes Berichtigungsschreibens Vorschläge für eine Ände­
rung des Vorentwurfs des Haushaltsplans vorlegen, um
neuen Gegebenheiten Rechnung zu tragen, die bei der
Ausarbeitung des Vorentwurfs nicht bekannt waren .

Jedoch ist dem Rat, außer bei ganz außergewöhnlichen
Umständen, ein solches Berichtigungsschreiben von der
Kommission mindestens dreißig Tage vor der ersten Le­
sung des Entwurfs des Haushaltsplans durch das Europä­
ische Parlament vorzulegen . Der Rat hat das Europäische
Parlament mindestens fünfzehn Tage vor dieser ersten Le­
sung damit zu befassen .
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Artikel 13

( 1 ) Der Rat stellt den Entwurf des Haushaltsplans nach
dem Verfahren des Artikels 78 des EGKS-Vertrags , des
Artikels 203 des EWG-Vertrags und des Artikels 177 des
Euratom-Vertrags auf.
Der Rat leitet diesen Entwurf dem Europäischen Parla­
ment zu, das bis zum 5 . Oktober hiermit befaßt sein muß.
Er fügt eine Begründung bei , in der insbesondere dargelegt
wird, warum der Rat gegebenenfalls vom Vorentwurf des
Haushaltsplans abgewichen ist .

(2 ) Absatz 1 gilt entsprechend auch für Entwürfe von
Nachtrags- oder Berichtigungshaushaltsplänen .

Artikel 14

Der Haushaltsplan wird gemäß Artikel 78 des EGKS-Ver­
trags, Artikel 203 des EWG-Vertrags und Artikel 177 des
Euratom-Vertrags endgültig festgestellt.

Mit der endgültigen Feststellung des Haushaltsplans ist
jeder Mitgliedstaat verpflichtet, die geschuldeten Beträge
unter den in dieser Haushaltsordnung festgelegten Bedin­
gungen der Kommission zur Verfügung zu stellen .

(5 ) Dem Einzelplan „Kommission" sind die gemäß Ar­
tikel 103 Absatz 2 aufgestellten Einnahmen- und Ausga­
benansätze des Amtes für amtliche Veröffentlichungen
der Europäischen Gemeinschaften beizufügen.

Ferner wird dem Haushaltsplan das in Artikel 16 Num­
mer 3 erwähnte Dokument über sämtliche Anleihe- und
Darlehenstransaktionen als Anlage beigefügt .

Artikel 16

Aus dem Haushaltsplan muß folgendes zu ersehen sein :

1 . in der allgemeinen Übersicht über die Einnahmen :
— die voraussichtlichen Einnahmen der Gemein­

schaften für das betreffende Haushaltsjahr, ge­
gliedert in Titel , Kapitel , Artikel und Posten ;

— die Einnahmen des vorhergehenden Haushalts­
jahres , gegliedert in Titel , Kapitel , Artikel und
Posten ;

— die entsprechenden Erläuterungen zu den einzel­
nen Unterteilungen ;

2 . im Einzelplan jedes Organs :
a ) bei den Einnahmeansätzen :

— die für das betreffende Haushaltsjahr veran­
schlagten Einnahmen jedes Organs , nach
einem System der Dezimalklassifikation ge­
gliedert in Titel , Kapitel, Artikel und Posten ;

— in der gleichen Weise gegliedert die im Haus­
haltsplan für das vorhergehende Haushalts­
jahr veranschlagten Einnahmen und die im
letzten abgeschlossenen Haushaltsjahr festge­
stellten Einnahmen ;

— die entsprechenden Erläuterungen zu den ein­
zelnen Einnahmelinien ;

b ) bei den Ausgabenansätzen :

ba ) unter einzelnen Posten , Artikeln , Kapiteln
und Titeln :

— die für das betreffende Haushaltsjahr
veranschlagten Mittel, wobei diese Mit­
tel die Zahlungsermächtigungen für die
Posten bedeuten, für die die Unterschei­
dung zwischen Verpflichtungsermächti­
gungen und Zahlungsermächtigungen
vereinbart worden ist ;

— die im vorangehenden Haushaltsjahr
veranschlagten Mittel ;

— die tatsächlichen Ausgaben des letzten
abgeschlossenen Haushaltsjahres ;

bb ) bei den Mitteln für die Ausführung von
Mehrjahresvorhaben, die Verpflichtungs­
ermächtigungen und Zahlungsermächtigun­
gen umfassen , in den Erläuterungen ein als
Anhalt dienender Fälligkeitsplan über die

ABSCHNITT II

GLIEDERUNG DES HAUSHALTSPLANS

Artikel 15

( 1 ) Der Haushaltsplan umfaßt :

— einen allgemeinen Voranschlag der Einnahmen der
Gemeinschaften ,

— Einzelpläne, die jeweils die Einnahmen- und Ausga­
benansätze des Europäischen Parlaments , des Rates,
der Kommission, des Gerichtshofes und des Rech­
nungshofes umfassen . Die Einnahmen und Ausgaben
des Wirtschafts- und Sozialausschusses werden im
Einzelplan des Rates veranschlagt und in Form eines
Einnahmen- und Ausgabenplans vorgelegt, der in der
gleichen Weise gegliedert ist und denselben Vorschrif­
ten unterliegt wie die Einzelpläne .

(2 ) Innerhalb eines jeden Einzelplans werden die Ein­
nahmen und Ausgaben nach Art und Bestimmung in Titel ,
Kapitel , Artikel und Posten gegliedert.

(3 ) Der Eingliederungsplan wird hinsichtlich der Auf­
teilung der Einnahmen und Ausgaben in Titel , Kapitel und
Artikel im Rahmen des Haushaltsverfahrens festgelegt .

(4 ) Jeder Einzelplan kann ein Kapitel für vorläufige
Mittel und ein Kapitel für unvorhergesehene Ausgaben
enthalten. Die Mittel dieser Kapitel dürfen nur im Wege
von Mittelübertragungen nach dem Verfahren des Arti­
kels 21 verwendet werden .
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Zahlungen des betreffenden Haushaltsjahres
und der folgenden Haushaltsjahre ;

bc ) die entsprechenden Erläuterungen zu den
einzelnen Angabenlinien ;

c) hinsichtlich des Personals :

— im Anhang ein Stellenplan , in dem die Anzahl
der Planstellen nach Besoldungsgruppen in
jeder Laufbahngruppe und Sonderlaufbahn
festgesetzt ist ;

— im Anhang zum Einzelplan „Kommission"
ein nach Laufbahngruppen und Besoldungs­
gruppen gegliederter Stellenplan der Beamten,
Anlagenbediensteten der Gemeinsamen For­
schungsstelle und Bediensteten auf Zeit in
Dauerplanstellen , die im Rahmen der Haus­
haltsmittel besetzbar sind .

— Beim wissenschaftlichen und technischen Per­
sonal kann die Gliederung jedoch nach Maß­
gabe der in jedem Haushaltsplan festgelegten
Bedingungen nach Gruppen von Besoldungs­
gruppen vorgenommen werden . Der Perso­
nalbestand der Beamten mit hoher wissen­
schaftlicher oder technischer Qualifikation,
denen nach Maßgabe der Sondervorschriften
des Statuts besondere Vorteile gewährt wer­
den, ist im Stellenplan gesondert anzugeben .

Der Stellenplan stellt für jedes Organ eine
Höchstgrenze dar, über die hinaus keine Ernen­
nung vorgenommen werden darf;

3 . hinsichtlich der Anleihe- und Darlehenstransaktio­
nen :

a ) im Einzelplan „Kommission":

— die den Transaktionsarten entsprechenden
mit dem Hinweis „zur Erinnerung" (z . E. )
versehenen Haushaltslinien, solange hierfür
keine tatsächliche Belastung eingesetzt ist, die
durch die endgültig zugewiesenen Mittel ge­
deckt werden muß ;

— Erläuterungen, in denen insbesondere auf die
Rechtsgrundlage, gegebenenfalls den Umfang
der vorgesehenen Transaktionen und die
finanzielle Garantie der Gemeinschaften für
deren Abwicklung verwiesen wird;

b ) in einem Dokument im Anhang zum Einzelplan
„Kommission" Angaben über

— die laufenden Kapitaltransaktionen und den
Schuldendienst;

— die Kapitaltransaktionen und den Schulden­
dienst für das betreffende Haushaltsjahr.

TITEL III

AUSFÜHRUNG DES HAUSHALTSPLANS

( 2 ) Von der Kommission werden die zur Ausführung
der Einzelpläne des Europäischen Parlaments , des Rates,
des Gerichtshofes und des Rechnungshofes erforderlichen
Befugnisse diesen Organen zuerkannt.

ABSCHNITT I

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 17

Der Haushaltsplan wird nach dem Grundsatz der Tren­
nung von Anweisungsbefugnis und Rechnungsführung
ausgeführt.

Die Verwaltung der Mittel obliegt dem Anweisungsbefug­
ten, der allein für die Mittelbindungen, die Feststellung
der Forderungen und die Erteilung der Einziehungs- und
Auszahlungsanordnungen zuständig ist .
Der Rechnungsführer führt die Einziehungs- und Auszah­
lungsanordnungen aus .
Die Tätigkeiten des Anweisungsbefugten, des Finanzkon­
trolleurs und des Rechnungsführers sind miteinander un­
vereinbar.

Artikel 18

( 1 ) Die Kommission führt den Haushaltsplan in eige­
ner Verantwortung gemäß dieser Haushaltsordnung im
Rahmen der bewilligten Mittel aus.

(3 ) Mit Ausnahme der in den Artikeln 35 , 44 und 47
genannten Fälle können die Kommission und die übrigen
Organe ihre Befugnisse nach Maßgabe ihrer Geschäfts­
ordnungen innerhalb der in der Übertragungsverfügung
festzulegenden Grenzen übertragen .

Die Bevollmächtigten dürfen nur im Rahmen der ihnen
ausdrücklich übertragenen Befugnisse tätig werden .

Die Befugnisübertragungen sind nach den in Artikel 106
vorgesehenen Durchführungsbestimmungen allen betei­
ligten Stellen mitzuteilen .

(4 ) Soweit nichts anderes bestimmt, werden der Rech­
nungshof und der Wirtschafts- und Sozialausschuß bei der
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Anwendung dieser Haushaltsordnung den Organen der
Gemeinschaften gleichgestellt.

Artikel 19

Jedes Organ ernennt einen Finanzkontrolleur, der mit der
Kontrolle der Mittelbindung und der Anordnung aller
Ausgaben sowie der Kontrolle aller. Einnahmen betraut
ist .

Der Finanzkontrolleur nimmt die Kontrolle an Hand der
Unterlagen über Ausgaben und Einnahmen erforderli­
chenfalls an Ort und Stelle vor.

Er kann bei der Ausführung seiner Aufgaben von einem
oder mehreren unterstellten Finanzkontrolleuren unter­
stützt werden .

Die besonderen Vorschriften für diese Bediensteten , die
im Rahmen der in Artikel 106 vorgesehenen Durchfüh­
rungsbestimmungen erlassen werden , sind so festzuset­
zen , daß sie die Unabhängigkeit der betreffenden Be­
diensteten bei der Erfüllung ihrer Aufgaben gewährlei­
sten . Maßnahmen, die mit ihrer Ernennung, ihrer Beför­
derung, Disziplinarstrafen oder Versetzungen und den
verschiedenen Bestimmungen über die Unterbrechung des
Dienstes oder das Ausscheiden aus dem Dienst im Zu­
sammenhang stehen, müssen Gegenstand von begründe­
ten Verfügungen sein , die dem Europäischen Parlament,
dem Rat und der Kommission zur Kenntnisnahme zu
übermitteln sind.

Die Betroffenen und die Organe, in deren Dienst sie ste­
hen , können beim Gerichtshof Klage erheben .

der anderen Organe für Mittelübertragungen von Kapitel
zu Kapitel sind an die Behörde weiterzuleiten ; die Kom­
mission kann diesen Anträgen eine Stellungnahme beifü­
gen .

Über die Vorschläge für Mittelübertragungen betreffend
Ausgaben, die sich zwingend aus dem Vertrag oder den
aufGrund des Vertrages erlassenen Rechtsakten ergeben,
beschließt der Rat nach Anhörung des Europäischen Par­
laments mit qualifizierter Mehrheit - außer in Dringlich­
keitsfällen — binnen sechs Wochen . Das Europäische Par­
lament gibt seine Stellungnahme so zeitig ab, daß der Rat
sie zur Kenntnis nehmen und innerhalb der vorgesehenen
Fristen einen Beschluß fassen kann . Faßt der Rat inner­
halb der genannten Frist keinen Beschluß, so gelten diese
Vorschläge für Mittelübertragungen als genehmigt.

Über die Vorschläge für Mittelübertragungen betreffend
Ausgaben , die sich nicht zwingend aus dem Vertrag oder
den auf Grund des Vertrages erlassenen Rechtsakten er­
geben, beschließt das Europäische Parlament nach Anhö­
rung des Rates - außer in Dringlichkeitsfällen - binnen
sechs Wochen . Der Rat gibt seine Stellungnahme so zeitig
ab , daß das Parlament sie zur Kenntnis nehmen und in­
nerhalb der vorgesehenen Fristen einen Beschluß fassen
kann . Faßt das Europäische Parlament innerhalb dieser
Frist keinen Beschluß, so gelten diese Vorschläge für Mit­
telübertragungen als genehmigt.

Die Vorschläge für Mittelübertragungen, die sowohl die
Ausgaben, die sich zwingend aus dem Vertrag oder den
aufGrund des Vertrages erlassenen Rechtsakten ergeben,
als auch die anderen Ausgaben betreffen , gelten als ge­
nehmigt, wenn weder der Rat noch das Europäische Par­
lament binnen sechs Wochen nach Eingang des Vor­
schlags einen anderslautenden Beschluß gefaßt haben.

Wird in dem in Unterabsatz 1 vorgesehenen Fall einer
Mittelübertragung der vorgeschlagene Betrag vom Euro­
päischen Parlament und vom Rat um einen unterschiedli­
chen Betrag gekürzt, so gilt der niedrigere von einem der
beiden Organe akzeptierte Betrag als genehmigt. Lehnt
eines der beiden Organe den Grundsatz der Mittelüber­
tragung ab, so kann diese nicht vorgenommen werden .

Artikel 20

In jedem Organ ist ein Rechnungsführer für die Annahme
von Einzahlungen und die Leistung von Auszahlungen zu­
ständig.

Der Rechnungsführer wird von dem Organ ernannt.
Unbeschadet der in den Artikeln 4 und 5 der Verordnung
(EWG ) Nr. 729/70 vorgesehenen Regelung und vorbe­
haltlich der Artikel 48 Absatz 2 und Artikel 49 dieser
Haushaltsordnung kann nur der Rechnungsführer Zah­
lungsmittel und andere Werte verwalten . Er ist für ihre
Verwahrung verantwortlich .

Er kann bei der Ausführung seiner Aufgaben von einem
oder mehreren unterstellten Rechnungsführern unter­
stützt werden, die unter den gleichen Bedingungen er­
nannt werden wie er selbst.

(3 ) D ie Mittelübertragungen von Artikel zu Artikel in­
nerhalb der einzelnen Kapitel eines Einzelplans werden
von der Kommission vorgenommen, die darüber je nach
Dringlichkeit entscheidet. Bei den nicht die Kommission
betreffenden Einzelplänen gilt die Übertragung als vollzo­
gen , wenn die Kommission - außer in Dringlichkeitsfällen
— nicht binnen sechs Wochen nach Eingang des Vor­
schlags entschieden hat.Artikel 21

( 1 ) Die Mittel werden nach Kapiteln und Artikeln ge­
gliedert.

(2 ) Die Kommission kann der Haushaltsbehörde Mit­
telübertragungen von Kapitel zu Kapitel innerhalb jedes
Einzelplans des Haushaltsplans vorschlagen. Vorschläge

(4 ) Jeder Vorschlag für eine Mittelübertragung inner­
halb eines Kapitels oder von Kapitel zu Kapitel bedarf des
Sichtvermerks des Finanzkontrolleurs, der bescheinigt,
daß die Mittel verfügbar sind.
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(5 ) Es können nur die Linien des Haushaltsplans durch
Übertragung mit Mitteln ausgestattet werden, für die der
Haushaltsplan Mittel bewilligt oder den Vermerk „zur Er­
innerung" („z . E. ") trägt.

( 6 ) Dieser Artikel gilt für die Mittel , die zweckgebun­
denen Einnahmen im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 ent­
sprechen, nur insofern, als der Verwendungszweck dieser
Einnahmen bestehen bleibt .

( 7 ) Das Europäische Parlament und der Rat können
innerhalb ihres Einzelplans Mittelübertragungen von Ka­
pitel zu Kapitel und von Artikel zu Artikel vornehmen .
Die Kommission wird vor diesen Mittelübertragungen
unterrichtet .

( 8 ) Die Kommission kann in ihrem Einzelplan Mittel­
übertragungen von Kapitel zu Kapitel innerhalb der die
Personal - und Sachausgaben betreffenden Titel vorneh­
men . Sie unterrichtet die Haushaltsbehörde zwei Wochen
vor der Durchführung dieser Mittelübertragungen.

c ) die vereinnahmten Versicherungsleistungen;

d ) die Erlöse aus dem Verkauf von Veröffentlichungen
und Filmen ;

e ) die von den Mitgliedstaaten auf Grund des Protokolls
über die Vorrechte und Befreiungen vorgenommenen
Erstattungen der Steuern , die im Preis der an die Ge­
meinschaften gelieferten Erzeugnisse oder der ihr er­
brachten Leistungen enthalten waren ;

f) die Einnahmen aus entgeltlichen Lieferungen und Lei­
stungen ;

g) der Erlös aus dem Verkauf von Kraftfahrzeugen, Ma­
terial und Anlagen sowie von Geräten und Material

* für wissenschaftliche und technische Zwecke anläß­
lich ihrer Ersetzung.

Die Wiederverwendung ist jeweils vor Ablauf des Haus­
haltsjahres vorzunehmen, das auf das Haushaltsjahr folgt,
in dem die Einnahme erfolgte .

Der Buchungsplan sieht besondere Verbuchungsstellen
für die Erfassung der Wiederverwendung bei den Ein­
nahmen und den Ausgaben vor.

( 3 ) Abweichend von Artikel 3 können die von Dritten
geleisteten Rückzahlungen bei der Verbuchung von den
Ausgaben abgezogen werden, wenn das Organ eine Zah­
lung geleistet hat, die es gegenüber den Zahlungsempfän­
gern rechtlich schuldet, deren Betrag jedoch ganz oder
teilweise für diese Dritten gezahlt wurde.

(4 ) Abweichend von Artikel 3 können Kursverluste
und -gewinne bei der Überweisung von Mitteln sowie
Soll- und Habenzinsen der Kassenführung gegeneinander
aufgerechnet werden , wobei nur der Saldo als Einnahme
oder Ausgabe zu verbuchen ist .

( 5 ) In den in Absatz 1 Buchstabe c ) und Absatz 2 Buch­
staben b ), d ), f) und g) erwähnten Fällen sind Abzüge und
Wiederverwendung nur möglich, wenn sie in den Erläute­
rungen zum Haushaltsplan vorgesehen sind .

Artikel 22

( 1 ) Abweichend von Artikel 3 kann von Rechnungen
durch Anweisung des Nettobetrags folgendes abgezogen
werden :

a ) die einem Vertragspartner auferlegten Vertragsstra­
fen ;

b ) zu Unrecht gezahlte Beträge, soweit ihr Ausgleich
durch Vorwegabzug von einer Zahlung gleicher Art
vorgenommen werden kann , die aus Mitteln des glei­
chen Kapitels , Artikels und Haushaltsjahres geleistet
wird, unter denen der zuviel gezahlte Betrag ausgewie­
sen wurde ;

c ) der Wert von Geräten und Material für wissenschaft­
liche und technische Zwecke sowie der Wert der bei
der Neuanschaffung von Fahrzeugen, Material und
Anlagen nach Handelsbrauch in Zahlung gegebenen
Gegenstände gleicher Art .

Nachlässe , Rückvergütungen und Rabatte, die auf Rech­
nungen in Abzug gebracht werden, sind nicht gesondert
als Einnahme zu buchen .

ABSCHNITT II

EINNAHMEN UND VERWALTUNG DER VERFÜGBAREN
MITTEL

Artikel 23

( 1 ) Alle Maßnahmen , die eine Forderung der Gemein­
schaften begründen oder ändern können, sind von dem
zuständigen Anweisungsbefugten vorher zu beantragen.
Diese Anträge sind dem Finanzkontrolleur des Organs
zwecks Erteilung des Sichtvermerks zuzuleiten. Sie müs­
sen insbesondere Angaben über die Art der Einnahme,

(2 ) Abweichend von Artikel 3 können wiederverwen­
det werden :

a ) die Einnahmen, die sich aus der Erstattung zu Unrecht
aus Haushaltsmitteln gezahlter Beträge ergeben ;

b ) die Erlöse aus Lieferungen und Leistungen zugunsten
anderer Organe und Einrichtungen einschließlich der
Erstattung der für die Rechnung dieser Organe oder
Einrichtungen vergüteten Tagegelder ;
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vorgesehenen Zeitpunkt eingehen und daß die Rechte der
Gemeinschaften gewahrt werden .

Der Rechnungsführer unterrichtet den Anweisungsbefug­
ten und den Finanzkontrolleur, wenn die Einnahmen
nicht innerhalb der vorgesehenen Fristen eingehen .
(2 ) Verzichtet der Anweisungsbefugte auf die Einzie­
hung einer festgestellten Forderung, so übermittelt er zu­
vor dem Finanzkontrolleur zwecks Erteilung des Sicht­
vermerks und dem Rechnungsführer zur Kenntnisnahme
einen Annullierungsvorschlag.
Durch den Sichtvermerk des Finanzkontrolleurs wird die
Ördnungsmäßigkeit des Verzichts und seine Überein­
stimmung mit den Grundsätzen der wirtschaftlichen
Haushaltsführung bestätigt . Der mit dem Sichtvermerk
versehene Vorschlag wird vom Rechnungsführer in ein
Verzeichnis eingetragen .

Bei Verweigerung des Sichtvermerks kann sich die höchste
Stelle des Organs durch einen hinreichend begründeten
Beschluß und auf ihre alleinige Verantwortung über diese
Verweigerung hinwegsetzen . Dieser Beschluß ist auszu­
führen ; er wird dem Finanzkontrolleur zur Kenntnis­
nahme mitgeteilt . Die höchste Stelle jedes Organs unter­
richtet den Rechnungshof vierteljährlich über alle diese
Beschlüsse .

( 3 ) Stellt der Finanzkontrollen fest, daß eine Maß­
nahme, die eine Forderung begründet, nicht getroffen
oder eine Forderung nicht eingezogen worden ist, so un­
terrichtet er hiervon das Organ, dem er angehört .
(4 ) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti­
kel werden gemäß Artikel 106 festgelegt .

Artikel 25

Für jede Bareinzahlung in die Kasse des Rechnungsführers
ist eine Quittung auszustellen .

Artikel 26

Die von den Mitgliedstaaten abzuführenden eigenen Mit­
tel und gegebenenfalls die in Artikel 4 Absätze 2 und " des
Beschlusses vom 21 . April 1970 vorgesehenen Be räge
der Mitgliedstaaten werden in Europäischen Rech' ungs­
einheiten im Haushaltsplan veranschlagt. Ihre Bereitstel­
lung erfolgt nach Maßgabe der Verordnung (EWG,
Euratom, EGKS) Nr. 2891 /77 .

ihre voraussichtliche Höhe und ihre Verbuchungsstelle im
Haushaltsplan sowie die Bezeichnung des Schuldners ent­
halten . Durch den Sichtvermerk des Finanzkontrolleurs
wird bestätigt :
a ) die Richtigkeit der Verbuchungsstelle ;
b ) die Ordnungsmäßigkeit und Übereinstimmung des

Antrags im Hinblick auf die geltenden Bestimmungen,
insbesondere den Haushaltsplan , die Verordnungen
und alle in Durchführung der Verträge und der Ver­
ordnungen erlassenen Vorschriften sowie auf die
Grundsätze der wirtschaftlichen Haushaltsführung.

Für bestimmte laufende Einnahmen können gemäß den in
Artikel 106 vorgesehenen Durchführungsbestimmungen
zusammengefaßte Anträge gestellt werden .
Der Finanzkontrolleur kann seinen Sichtvermerk verwei­
gern , wenn die Voraussetzungen der Buchstaben a ) und b)
seiner Ansicht nach nicht gegeben sind .
Die höchste Stelle des Organs kann sich durch einen hin­
reichend begründeten Beschluß und auf ihre alleinige Ver­
antwortung über diese Verweigerung hinwegsetzen . Die­
ser Beschluß ist auszuführen ; er wird dem Finanzkontrol­
leur zur Kenntnisnahme mitgeteilt . Die höchste Stelle je­
des Organs unterrichtet den Rechnungshof vierteljährlich
über alle diese Beschlüsse .

(2 ) Für jede festgestellte Forderung stellt der zustän­
dige Anweisungsbefugte eine Einziehungsanordnung aus ,
die zusammen mit den Belegen dem Finanzkontrolleur
zwecks Erteilung des Sichtvermerks zugeleitet wird. Nach
Erteilung des Sichtvermerks werden die Forderungen vom
Rechnungsführer nach den in Artikel 106 vorgesehenen
Durchführungsbestimmungen in ein Verzeichnis einge­
tragen .

Durch den Sichtvermerk wird bestätigt :
a ) die Richtigkeit der Verbuchungsstelle ,
b ) die Ordnungsmäßigkeit und Übereinstimmung der

Anordnung im Hinblick auf die geltenden Bestim­
mungen,

c ) die Ordnungsmäßigkeit der Belege ,
d ) die Richtigkeit der Bezeichnung des Schuldners.
e ) der Fälligkeitstermin,

f ) die Übereinstimmung mit den Grundsätzen der wirt­
schaftlichen Haushaltsführung,

g ) die Richtigkeit des Betrages und der Währung der Ein­
ziehungsanordnung.

Bei Verweigerung des Sichtvermerks findet Absatz 1 Un­
terabsatz 4 Anwendung.

Artikel 24

( 1 ) Der Rechnungsführer führt die ordnungsgemäß
ausgestellten Einziehungsanordnungen aus .
Er hat dafür zu sorgen , daß die Einnahmen der Gemein­
schaften jeweils zu dem in den Einziehungsanordnungen

Artikel 27

Der gemäß der Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr.
2891 /77 berechnete Saldo jedes Haushaltsjahres wird — je
nachdem, ob es sich um einen Überschuß oder ein Defizit
handelt — auf der Einnahmenseite oder auf der Ausgaben­
seite im Haushaltsplan des darauffolgenden Haushalts­
jahres anläßlich des Berichtigungshaushaltsplans im Sinne
des Artikels 16 Absatz 2 der genannten Verordnung ver­
bucht.
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dige Anweisungsbefugte vorher einen Mittelbindungs­
antrag stellen . Bei laufenden Ausgaben können vorläufige
Mittelbindungen beantragt werden .

(2 ) Entscheidungen der Kommission gemäß den Be­
stimmungen, die sie zur Gewährung finanzieller Zu­
schüsse im Rahmen der verschiedenen Fonds oder ent­
sprechender Maßnahmen ermächtigen, gelten unbescha­
det des Artikels 96 als Mittelbindungen.

(3 ) Die Durchführungsbestimmungen zu den Absätzen
1 und 2 werden gemäß Artikel 106 festgelegt . Sie müssen
die genaue buchmäßige Erfassung der Mittelbindungen
und der Auszahlungsanordnungen entsprechend dem tat­
sächlichen Bedarf sicherstellen.

Artikel 28

( 1 ) Die in Artikel 4 Absatz 6 des Beschlusses vom
21 . April 1970 vorgesehenen Beiträge werden wie folgt
abgeführt :

— sieben Zwölftel des im Haushaltsplan veranschlagten
Betrages bis zum 31 . Januar ;

— die verbleibenden fünf Zwölftel bis zum 15 . Juli .

(2 ) Alle von den Mitgliedstaaten gemäß dem Haus­
haltsplan geschuldeten zusätzlichen Beiträge oder Zah­
lungen sind binnen 30 Tagen nach Abruf der Mittel dem
Konto bzw. den Konten der Kommission gutzuschreiben .

(3 ) Diese Zahlungen werden dem Konto gemäß Artikel
9 Absatz 1 der Verordnung (EWG, Euratom, EGKS )
Nr . 2891 /77 gutgeschrieben und unterliegen den in Arti­
kel 11 derselben Verordnung genannten Bedingungen .

Artikel 29

Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und
dem Rat viermal jährlich einen Bericht über die Finanz­
lage der Gemeinschaften einschließlich der Einnahmen
und der Ausgaben vor . Diesen Berichten ist eine umfas­
sende Übersicht sowohl über die aus Vorjahren fortbeste­
henden Mittel als auch über sämtliche Änderungen auf
Grund von genehmigten Nachtrags- oder Berichtigungs­
haushaltsplänen beizufügen .

Artikel 30

Die in Artikel 4 Absätze 2 , 3 und 6 des Beschlusses vom
21 . April 1970 vorgesehenen Beiträge lauten auf Europä­
ische Rechnungseinheiten . Sie werden auf der Grundlage
des Kurses der Europäischen Rechnungseinheit, der am
ersten Werktag nach dem 15 . des der Abführung voraus­
gehendenMonats gilt, in die jeweiligen Landeswährungen
umgerechnet.

Artikel 31

Die Kommission übermittelt jedem Mitgliedstaat viertel­
jährlich eine Aufstellung über die Überweisungen, die aus
der Währung des betreffenden Mitgliedstaats in eine
andere Währung und umgekehrt vorgenommen worden
sind .

ABSCHNITT III

MITTELBINDUNG, FESTSTELLUNG, ANORDNUNG
UND ZAHLUNG DER AUSGABEN

1 . Mittelbindung

Artikel 32

( 1 ) Für alle Maßnahmen, die zu einer Ausgabe zu La­
sten des Haushaltsplans führen können, muß der zustän­

Artikel 33

Die Mittelbindungsanträge werden zusammen mit den
Belegen innerhalb jedes Organs dem Finanzkontrolleur
und dem Rechnungsführer zugeleitet; auf den Anträgen
sind insbesondere der Gegenstand der Ausgabe, die vor­
aussichtliche Ausgabenhöhe — soweit möglich unter An­
gabe der Währungen —, die Verbuchungsstelle sowie der
Zahlungsempfänger anzugeben ; nach Erteilung des Sicht­
vermerks durch den Finanzkontrolleur werden die An­
träge nach Maßgabe der in Artikel 106 vorgesehenen
Durchführungsbestimmungen in ein Verzeichnis einge­
tragen .

Artikel 34

Mit der Erteilung des Sichtvermerks durch den Finanz­
kontrolleur wird für die Mittelbindungsanträge folgendes
bestätigt :

a ) die Richtigkeit der Verbuchungsstelle ;

b ) die Verfügbarkeit der Mittel ;

c ) die Ordnungsmäßigkeit und Übereinstimmung der
Ausgabe im Hinblick auf die geltenden Bestimmun­
gen, insbesondere den Haushaltsplan, die Verordnun­
gen sowie alle in Durchführung der Verträge und der
Verordnungen erlassenen Vorschriften ;

d ) die Einhaltung der Grundsätze der wirtschaftlichen
Haushaltsführung.

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel wer­
den gemäß Artikel 106 festgelegt .

Artikel 35

Der Finanzkontrolleur kann seinen Sichtvermerk verwei­
gern, wenn die Voraussetzungen des Artikels 34 seiner
Ansicht nach nicht gegeben sind. Verweigert der Finanz­
kontrolleur den Sichtvermerk, so hat er dies in einer
schriftlichen Bemerkung hinreichend zu begründen. Die
Verweigerung wird dem Anweisungsbefugten mitgeteilt.
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3 . Anordnung der Ausgaben

Artikel 39

Durch Ausstellung einer förmlichen Auszahlungsanord­
nung weist der Anweisungsbefugte den Rechnungsführer
an , eine festgestellte Ausgabe zu zahlen .

Wird der Sichtvermerk verweigert und hält der Anwei­
sungsbefugte seinen Antrag aufrecht, so wird der Antrag
in den in Artikel 18 Absätze 1 und 2 genannten Organen
jeweils der höchsten Stelle des betroffenen Organs zur
Entscheidung vorgelegt .

Abgesehen von den Fällen , in denen die Verfügbarkeit der
Mittel in Frage steht, kann sich die betreffende höchste
Stelle durch einen hinreichend begründeten Beschluß und
auf ihre alleinige Verantwortung über die Verweigerung
des Sichtvermerks hinwegsetzen . Dieser Beschluß ist aus­
zuführen ; er wird dem Finanzkontrolleur zur Kenntnis­
nahme mitgeteilt. Die höchste Stelle jedes Organs unter­
richtet den Rechnungshof vierteljährlich über alle diese
Beschlüsse .

Artikel 40

Die Auszahlungsanordnung muß enthalten :

das Haushaltsjahr, unter dem die Ausgabe verbucht
werden soll ,

— den Artikel des Haushaltsplans und gegebenenfalls
weitere Untergliederungen,
den zu zahlenden Betrag ( in Ziffern und in Buchsta­
ben) unter Angabe der Währung,
Name und Anschrift des Zahlungsempfängers,

— den Gegenstand der Ausgabe und
— soweit möglich die Zahlungsform.

Die Auszahlungsanordnung ist vom Anweisungsbefugten
zu unterzeichnen und mit Datum zu versehen.

2 . Feststellung der Ausgaben

Artikel 36

Die Feststellung einer Ausgabe ist die Handlung, durch
welche der Anweisungsbefugte
— den Anspruch des Zahlungsempfängers prüft,

das Bestehen und den Betrag der Forderung bestimmt
oder prüft,

— die Bedingungen für die Fälligkeit der Forderung
prüft .

Artikel 37

( 1 ) Für die Feststellung von Ausgaben ist die Vorlage
von Belegen erforderlich , aus denen der Anspruch des
Zahlungsempfängers und die Art der von ihm erbrachten
Leistung oder das Vorhandensein eines Nachweises zur
Rechtfertigung der Zahlung hervorgehen . Die in Artikel
106 vorgesehenen Durchführungsbestimmungen regeln
Art und Inhalt der Belege , die den Auszahlungsanordnun­
gen beizufügen sind .

(2 ) Die Belege für die Rechnungsführung und für die
Erstellung der Haushaltsrechnung und der Vermögens­
übersicht werden fünf Jahre nach dem in Artikel 85 ge­
nannten Beschluß zur Entlastung für die Ausführung des
Haushaltsplans aufbewahrt .

Allerdings können Belege für Vorgänge, die noch nicht
endgültig abgeschlossen sind , über diesen Zeitraum hin­
aus aufbewahrt werden .

(3 ) Der für die Feststellung der Ausgaben zuständige
Anweisungsbefugte nimmt die Belegprüfung selbst vor
oder prüft unter eigener Verantwortung nach, ob diese
vorgenommen worden ist.

Artikel 38

Die Bezüge und Vergütungen sind auf Grund von Sam­
mellisten festzustellen , die von der für Personalangelegen­
heiten zuständigen Stelle aufgestellt werden, es sei denn,
daß eine Einzelfeststellung erforderlich ist.

Artikel 41

Der Auszahlungsanordnung sind die in den Durchfüh­
rungsbestimmungen gemäß Artikel 106 festgelegten Ori­
ginalbelege beizufügen . Sie werden versehen mit bzw. be­
gleitet von einer Bescheinigung, mit der die Richtigkeit der
zu zahlenden Beträge, der Eingang der Lieferungen oder
die Ausführungen der Leistungen sowie gegebenenfalls
die Eintragung der Gegenstände in die Bestandsverzeich­
nisse der Gemeinschaften bestätigt werden .

Außerdem ist auf der Auszahlungsanordnung die Num­
mer der Sichtvermerke für die entsprechenden Mittelbin­
dungen anzugeben . An Stelle der Originalbelege können
gegebenenfalls Abschriften verwendet werden, deren
Übereinstimmung mit dem Original von dem Anwei­
sungsbefugten zu bescheinigen ist .

Artikel 42

Bei Abschlagszahlungen sind der ersten Auszahlungsan­
ordnung Belege beizufügen, aus denen der Anspruch des
Zahlungsempfängers auf die Abschlagszahlung hervor­
geht. Die bereits vorgelegten Belege sowie die nähere Be­
zeichnung der ersten Auszahlungsanordnung sind auf den
folgenden Auszahlungsanordnungen zu vermerken .

Der Anweisungsbefugte kann dem Personal Vorschüsse
gewähren , wenn dies im Statut oder in einer Vorschrift
ausdrücklich vorgesehen ist .
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Der Anweisungsbefugte kann einen Vorschuß zur Dek­
kung von Beträgen genehmigen, die ein Beamter oder son­
stiger Bediensteter für Rechnung seines Organs auszule­
gen hat. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Un­
terabsatz werden gemäß Artikel 106 festgelegt .

Außer den Vorschüssen der Zahlstellen im Sinne des Arti­
kels 49 dürfen Vorschüsse nur gezahlt werden, wenn der
Finanzkontrolleur vorher seinen Sichtvermerk erteilt hat.

kung hat, oder sind die in dieser Haushaltsordnung vorge­
schriebenen Formen nicht beachtet worden, so hat der
Rechnungsführer die Zahlung auszusetzen .

Artikel 47

Der Rechnungsführer hat die Aussetzung einer Zahlung in
einer schriftlichen Erklärung zu begründen, die er unver­
züglich dem Anweisungsbefugten und zur Kenntnis­
nahme dem Finanzkontrolleur zuleitet .

Außer in den Fällen , in denen Grund zu der Annahme be­
steht, daß die Zahlung keine schuldbefreiende Wirkung
hat, kann der Anweisungsbefugte die vom Organ nach
seiner Geschäftsordnung bezeichnete Stelle befassen . Die
befaßte Stelle kann schriftlich und unter eigener Verant­
wortung anordnen, daß die Zahlung vorgenommen wird .

Artikel 48

Die Zahlungen sind grundsätzlich über ein Bank- oder ein
Postscheckkonto zu leisten .

Die in Artikel 106 vorgesehenen Durchführungsbestim­
mungen regeln im einzelnen, wie diese Konten einzurich­
ten und anzulegen sind und wie sie geführt werden. Sie
müssen insbesondere bestimmen, welche Zahlungen aus­
schließlich entweder durch Scheck oder durch Bank- oder
Postüberweisung zu bewirken sind , und müssen ferner
vorsehen, daß Schecks sowie Bank^ oder Postüberweisun­
gen mit den Unterschriften zweier ordnungsgemäß er­
mächtigter Bediensteter zu versehen sind , darunter not­
wendigerweise derjenigen des Rechnungsführers, eines
unterstellten Rechnungsführers oder eines Zahlstellen­
verwalters .

Artikel 43

Die Auszahlungsanordnungen sind dem Finanzkontrol­
leur zur vorheriger} Erteilung des Sichtvermerks zuzulei­
ten .

Durch den vorherigen Sichtvermerk werden bestätigt :

a ) die Ordnungsmäßigkeit der Erteilung der Auszah­
lungsanordnung,

b ) die Übereinstimmung der Auszahlungsanordnung mit
der Mittelbindung und die Richtigkeit des Betrages ,

c ) die Richtigkeit der Verbuchungsstelle,

d ) die Verfügbarkeit der Mittel ,

e ) die Ordnungsmäßigkeit der Belege,

f) die Richtigkeit der Bezeichnung des Zahlungsemp­
fängers .

Artikel 44

Wird der Sichtvermerk verweigert , so findet Artikel 35
Anwendung.

Artikel 45

Nach Erteilung des Sichtvermerks wird das Original der
Auszahlungsanordnung zusammen mit den Belegen dem
Rechnungsführer zugeleitet .

5 . Zahlstellen

Artikel 49

Für die Zahlung bestimmter Arten von Ausgaben können
nach Maßgabe der in Artikel 106 vorgesehenen Durch­
führungsbestimmungen Zahlstellen errichtet werden .

Die Durchführungsbestimmungen regeln insbesondere :

— die Einzelheiten der Bestellung der Zahlstellenver­
walter,

— die Art und den Höchstbetrag jeder zu leistenden
Ausgabe ,

— den Höchstbetrag der Vorschüsse , die gewährt wer­
den können,

— die Fristen für die Vorlage der Belege,
— die Verantwortung der Zahlstellenverwalter .

4 . Zahlung der Ausgaben

Artikel 46

Durch die Zahlung erfüllt das betreffende Organ seine
Verbindlichkeiten gegenüber dem Zahlungsempfänger.

Die Zahlung wird vom Rechnungsführer im Rahmen der
verfügbaren Mittel bewirkt .

Liegen sachliche Irrtümer vor oder besteht Grund zu der
Annahme , daß die Zahlung keine schuldbefreiende Wir­
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TITEL IV

AUFTRAGSVERGABE, BESTANDSVERZEICHNISSE UND RECHNUNGSFÜHRUNG

ABSCHNITT I

AUFTRAGSVERGABE FÜR LIEFERUNGEN, BAU- UND
SONSTIGE LEISTUNGEN, MIETEN

Artikel 50

( 1 ) Die Aufträge über die Lieferung oder die Vermie­
tung von Bürobedarf, Mobiliar und Material sowie Bau­
und sonstige Leistungen werden in Form schriftlicher Ver­
träge vergeben . Die Vergabe erfolgt nach Ausschreibung
im Preis - oder Leistungswettbewerb .

In den Fällen des Artikels 52 können Aufträge jedoch frei­
händig vergeben werden .

In den Fällen des Artikels 57 können Aufträge auch ledig­
lich gegen Rechnung vergeben werden .

( 2 ) Die Ausschreibungen zur Teilnahme am Wettbe­
werb werden grundsätzlich in allen Mitgliedstaaten und
gegebenenfalls , soweit dies mit der Entwicklung der Indu­
strien in den Gemeinschaften vereinbar ist , in dritten Län­
dern bekanntgegeben . Bei bestimmten Aufträgen, die
nach Wert oder Art nicht Gegenstand einer allgemeinen
Ausschreibung sein können, kann diese Bekanntgabe ein­
geschränkt werden .

Artikel 51

( 1 ) Die Vergabe im Preiswettbewerb ist eine Maß­
nahme der Verwaltung zwecks Abschluß eines Vertrages ,
der eine Ausschreibung vorausgeht . Hierbei wird öffent­
lich demjenigen Bieter , der das niedrigste unter den form­
gerechten , vorschriftsmäßigen und vergleichbaren Ange­
boten abgegeben hat, der Anspruch auf die endgültige Er­
teilung des Zuschlags nach Genehmigung durch den zu­
ständigen Anweisungsbefugten zuerkannt. Die Vergabe
im Preiswettbewerb ist dann öffentlich , wenn jeder Be­
werber ein Angebot einreichen kann ; sie wird als be­
schränkt bezeichnet, wenn nur solche Bewerber Angebote
einreichen dürfen , deren Beteiligung auf Grund ihrer be­
sonderen Qualifikation beschlossen worden ist .

(2 ) Bei Vergabe im LeistungsWettbewerb wird der Ver­
trag zwischen den Vertragsparteien nach einer Ausschrei­
bung zur Teilnahme an einem Wettbewerb abgeschlossen .
Hierbei kann das Angebot frei gewählt werden , das hin­
sichtlich des Preises der Leistungen , der sich aus diesen er­
gebenden Betriebskosten, ihres technischen Wertes und
ihrer Ausführungsfrist sowie der von jedem Bieter gebote­
nen fachlichen und finanziellen Sicherheiten als am vor­
teilhaftesten befunden wird .

Die Vergabe im Leistungswettbewerb ist dann öffentlich ,
wenn sie mit einer allgemeinen Ausschreibung zur Teil­
nahme am Wettbewerb verbunden ist ; sie gilt als be­

schränkt, wenn sich die Ausschreibung nur an die Bewer­
ber wendet, deren Beteiligung auf Grund der besonderen
Qualifikation beschlossen worden ist.

( 3 ) Das Ausschreibungsverfahren für die Vergabe im
Preiswettbewerb und im Leistungswettbewerb wird im
einzelnen in den in Artikel 106 vorgesehenen Durchfüh­
rungsbestimmungen geregelt.

Artikel 52

Die freihändige Vergabe eines Auftrags ist zulässig :
a ) wenn die Auftragssumme bei der Beschaffung oder

der Mietung von Bürobedarf, Mobiliar und Material ,
Bau - und sonstigen Leistungen 6 500 Europäische
Rechnungseinheiten nicht übersteigt, wobei das be­
treffende Organ verpflichtet bleibt, die Unternehmer
oder Lieferer, welche die den Gegenstand der Vergabe
bildenden Lieferungen oder Leistungen ausführen
können, soweit wie möglich und mit allen geeigneten
Mitteln miteinander in Wettbewerb treten zu lassen ;

b ) wenn die Beschaffung oder die Mietung von Bürobe­
darf, Mobiliar und Material , die Bau- oder sonstigen
Leistungen so dringend sind, daß der mit der in Artikel
5 1 genannten Ausschreibung zur Teilnahme an einem
Wettbewerb verbundene Zeitaufwand nicht tragbar
ist ;

c ) wenn die Ausschreibungen zur Vergabe im Preis- oder
Leistungswettbewerb ergebnislos geblieben sind oder
kein Angebot mit annehmbaren Preisen erbracht ha­
ben ;

d ) wenn mit Rücksicht auf technische Erfordernisse oder
sachliche oder rechtliche Umstände die Lieferungen,
Bau- oder sonstigen Leistungen nur von einem be­
stimmten Unternehmer oder Lieferer ausgeführt wer­
den können ;

e ) bei zusätzlichen Aufträgen über Lieferungen, Bau­
und sonstige Leistungen, die technisch nicht vom
Hauptauftrag getrennt werden können .

Artikel 53

Bei der Vergabe von Aufträgen durch die Gemeinschaften
dürfen die Angehörigen der Mitgliedstaaten nicht auf
Grund ihrer Staatsangehörigkeit unterschiedlich behan­
delt werden .

Artikel 54

Aufträge , deren Summe 18 000 Europäische Rechnungs­
einheiten übersteigt, werden in jedem Organ vor der Ent­
scheidung des Anweisungsbefugten einem Vergabebeirat
zur Begutachtung vorgelegt, dessen Arbeitsweise durch
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die in Artikel 106 vorgesehenen Durchführungsbestim­
mungen geregelt wird.

Artikel 55

Dem in Artikel 54 vorgesehenen Beirat muß mindestens je
ein Vertreter der allgemeinen Verwaltung, des Finanz­
dienstes und des mit Rechtsfragen betrauten Dienstes an­
gehören ; als Beobachter nimmt ein Vertreter des Finanz­
kontrolleurs teil .

Der Beirat äußert sich gutachtlich über die Ordnungsmä­
ßigkeit des eingeschlagenen Vergabeverfahrens , die Wahl
des Lieferers und allgemein zu den vorgesehenen Auf­
tragsbedingungen .

Der Beirat kann gutachtlich in allen anderen Problemen
gehört werden, welche das in diesem Titel behandelte
Sachgebiet betreffen .

Artikel 56

Zur Sicherung der Vertragsausführung kann nach Maß­
gabe der in Artikel 106 vorgesehenen Durchführungsbe­
stimmungen von den Lieferern oder Unternehmern im
Rahmen der Garantiebedingungen eine vorherige Sicher­
heitsleistung verlangt werden .

Die Höhe der Sicherheit richtet sich nach

— den bei Lieferverträgen handelsüblichen Bedin­
gungen,

— den besonderen Verdingungsunterlagen für die Aus­
führung von Bauleistungen .

Bei Bauleistungen, deren Auftragssumme 200 000 Euro­
päische Rechnungseinheiten übersteigt , ist die Sicherheits­
leistung obligatorisch . Bis zur endgültigen Abnahme kann
eine Sicherheit einbehalten werden .

Bei Nichtausführung oder bei verspäteter Ausführung des
Auftrags hält sich das Organ schadlos für alle Schäden,
Zinsen und Kosten, indem es insbesondere den einer an­
gemessenen Wiedergutmachung des Schadens entspre­
chenden Betrag von der Sicherheit abzieht, ohne Rück­
sicht darauf, ob diese unmittelbar von dem Lieferer bzw.
dem Unternehmer oder von einem Dritten geleistet wird .

Artikel 57

Aufträge können auch lediglich gegen Rechnung vergeben
werden, wenn der voraussichtliche Wert der Lieferungen,
Bau- oder sonstigen Leistungen 300 Europäische Rech­
nungseinheiten nicht übersteigt . Dieser Betrag wird für
Ausgaben, die außerhalb der vorläufigen Arbeitsorte des
Organs getätigt werden müssen , auf 750 Europäische
Rechnungseinheiten erhöht.

Artikel 58

Bei der Vertragsvergabe nach Maßgabe dieser Haushalts­
ordnung hat jedes Organ die vom Rat zur Durchführung

des EWG-Vertrags erlassenen Bestimmungen über öffent­
liche Arbeiten zu beachten .

ABSCHNITT II

BESTANDSVERZEICHNISSE ÜBER DAS BEWEGLICHE
UND UNBEWEGLICHE VERMÖGEN

Artikel 59

Alle zum Vermögen der Gemeinschaften gehörenden be­
weglichen und unbeweglichen Gegenstände werden nach
dem von der Kommission festgelegten Muster in laufen­
den Bestandsverzeichnissen mengenmäßig erfaßt. In diese
Verzeichnisse werden bewegliche Gegenstände nur dann
eingetragen , wenn ihr Wert den Betrag übersteigt, der in
den in Artikel 106 vorgesehenen Durchführungsbestim­
mungen festgelegt wird .
Jedes Organ läßt durch seine eigenen Dienststellen die
Übereinstimmung der Bestandsverzeichnisse mit dem tat­
sächlichen Bestand nachprüfen .

Artikel 60

Sollen bewegliche Gegenstände veräußert werden , so ist
dies in geeigneter Weise zu veröffentlichen ; die Einzelhei­
ten für diese Veröffentlichung werden in den in Artikel
106 vorgesehenen Durchführungsbestimmungen festge­
legt .

Beamte oder Bedienstete der Organe dürfen bewegliche
Gegenstände, die von diesen veräußert werden , nur er­
werben , wenn der Verkauf im öffentlichen Preiswettbe­
werb erfolgt .

Artikel 61

Werden im Bestandsverzeichnis eingetragene Gegen­
stände abgetreten , als unbrauchbar aus dem Bestand aus­
gesondert oder vermietet oder kommen sie durch Verlust,
Diebstahl oder in sonstiger Weise abhanden, so hat der
Anweisungsbefugte eine entsprechende Erklärung oder
eine Niederschrift auszustellen , die mit dem Sichtvermerk
des Finanzkontrolleurs zu versehen ist .

Aus der Erklärung oder der Niederschrift muß insbeson­
dere hervorgehen, ob ein Beamter oder Bediensteter der
Gemeinschaften oder eine andere Person zum Schaden­
ersatz herangezogen werden kann .
Wird unbewegliches Vermögen oder werden Großanla­
gen unentgeltlich zur Verfügung gestellt, so sind entspre­
chende Verträge zu erstellen , die mit dem Sichtvermerk
des Finanzkontrolleurs zu versehen sind ; dem Rat und
dem Europäischen Parlament ist hiervon jährlich bei der
Vorlage des Vorentwurfs des Haushaltsplans Mitteilung
zu machen .

Artikel 62

Neu erworbene bewegliche oder unbewegliche Gegen­
stände im Sinne des Artikels 5 9 sind jeweils vor der Bezah­
lung in das laufende Bestandsverzeichnis einzutragen .
Die erfolgte Eintragung ist auf der entsprechenden Rech­
nung oder dem beigefügten Dokument zu vermerken .
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ABSCHNITT III

RECHNUNGSFÜHRUNG

Artikel 63

Die Rechnungsführung ist in Europäischen Rechnungs­
einheiten nach Kalenderjahren in Form der „doppelten
Buchführung" vorzunehmen. Sie muß sämtliche Einnah­
men und Ausgaben des Haushaltsjahres erfassen . Sie
stützt sich auf Belege . Die Haushaltsrechnung und die
Übersicht über das Vermögen und die Schulden werden in
Europäischen Rechnungseinheiten aufgestellt .

Artikel 64

Die Buchungen im Zusammenhang mit der Rechnungs­
führung über die Haushaltsvorgänge und der Rechnungs­
führung über die Mittelbindungen und Einziehungsan­
ordnungen sind nach einem Buchungsplan vorzunehmen,
dessen Kontengruppen genau nach den für die Aufstellung
der Übersicht über das Vermögen und die Schulden maß­
gebenden Konten und den Konten für Haushaltsausgaben
und -einnahmen getrennt sind .
Sie müssen einen allgemeinen monatlichen Kontenab­
schluß sowie eine nach Kapiteln und Artikeln gegliederte
Übersicht über die Haushaltseinnahmen und -ausgaben
ermöglichen, die dem Finanzkontrolleur übermittelt wer­
den .

Artikel 65

Mit Ausnahme der in den Artikeln 96 und 102 erwähnten
Vorschüsse werden alle Vorschüsse auf einem Verwahr­
konto verbucht und spätestens in dem Haushaltsjahr ab­
gerechnet, das auf die Zahlung dieses Vorschusses folgt;
ausgenommen sind Dauervorschüsse, die in regelmäßigen
Zeitabständen überprüft werden .
Die in Artikel 42 Absatz 3 erwähnten Vorschüsse werden
jedoch in der Regel binnen 6 Wochen nach Durchführung
der Maßnahme abgerechnet, für die sie gewährt wurden .

Artikel 66

Die Einzelheiten der Aufstellung und Ausführung des Bu­
chungsplans werden in den in Artikel 106 vorgesehenen
Durchführungsbestimmungen festgelegt .

Artikel 67

Die Bücher werden bei Ablauf des Haushaltsjahres abge­
schlossen , damit die Übersicht über das Vermögen und die
Schulden der Gemeinschaften und die Haushaltsrech­
nung, die in Titel VI dieser Haushaltsordnung vorgesehen
sind , aufgestellt werden können . Die Haushaltsrechnung
ist dem Finanzkontrolleur vorzulegen .

TITEL V

VERANTWORTUNG DER ANWEISUNGSBEFUGTEN, DER FINANZKONTROL­
LEURE, DER RECHNUNGSFÜHRER UND DER ZAHLSTELLENVERWALTER

Artikel 68

Die Anweisungsbefugten sind disziplinarisch verantwort­
lich und gegebenenfalls zum Schadenersatz verpflichtet,
wenn sie Forderungen feststellen oder Einziehungsanord­
nungen erteilen , Mittelbindungen vornehmen oder Aus­
zahlungsanordnungen unterzeichnen, ohne dabei diese
Haushaltsordnung und die entsprechenden Durchfüh­
rungsbestimmungen zu beachten . Das gleiche gilt , wenn
sie es unterlassen, ein Dokument auszustellen , das eine
Forderung begründet, oder wenn sie die Erteilung von
Einziehungsanordnungen ohne Grund unterlassen oder
verzögern .

Artikel 69

Die Finanzkontrolleure sind für die Handlungen, die sie in
Erfüllung ihrer Aufgaben vornehmen, namentlich wenn
sie ihren Sichtvermerk trotz Mittelüberschreitung ertei­
len , disziplinarisch verantwortlich und gegebenenfalls
zum Schadenersatz verpflichtet .

Artikel 70

( 1 ) Die Rechnungsführer und die unterstellten Rech­
nungsführer sind für die von ihnen geleisteten Zahlungen
disziplinarisch verantwortlich und gegebenenfalls zum

Schadenersatz verpflichtet, wenn sie dabei die Bestim­
mungen des Artikels 46 nicht beachtet haben .

Sie sind bei Verlust oder Beschädigung der ihnen anver­
trauten Gelder, Werte und Dokumente disziplinarisch
verantwortlich und zum Schadenersatz verpflichtet, wenn
sie vorsätzlich oder grob fahrlässig gehandelt haben .

Unter den gleichen Bedingungen sind sie verantwortlich
für die ordnungsmäßige Ausführung der Anordnungen,
die sie hinsichtlich der Verwendung und Verwaltung der
Bank- und Postscheckkonten erhalten , insbesondere

a ) wenn die von ihnen vorgenommenen Zahlungen oder
Einziehungen nicht den auf den Auszahlungsanord­
nungen bzw. den Annahmeanordnungen angegebe­
nen Beträgen entsprechen,

b ) wenn sie die Zahlungen an andere Personen als die
Empfangsberechtigten leisten .

(2 ) Die Zahlstellenverwalter sind disziplinarisch ver­
antwortlich und gegebenenfalls zum Schadenersatz ver­
pflichtet ,

a ) wenn sie die von ihnen geleisteten Zahlungen nicht
durch ordnungsmäßige Belege nachweisen können,
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b ) wenn sie die Zahlung an eine andere Person als den
Empfangsberechtigten leisten .

Sie sind bei Verlust oder Beschädigung der ihnen anver­
trauten Gelder, Werte und Dokumente disziplinarisch
verantwortlich und zum Schadenersatz verpflichtet, wenn
sie vorsätzlich oder grob fahrlässig gehandelt haben .

( 3 ) Der Rechnungsführer, die unterstellten Rech­
nungsführer und die Zahlstellenverwalter versichern sich
gegen die Risiken , denen sie auf Grund dieses Artikels
ausgesetzt sind .

Das Organ deckt die betreffenden Versicherungskosten
nach Maßgabe der in Artikel 106 vorgesehenen Durch­
führungsbestimmungen.

Den Beamten , die die Eigenschaft eines Rechnungsfüh­
rers , unterstellten Rechnungsführers oder Zahlstellen­
verwalters haben , wird eine Sondervergütung gewährt .
Die betreffenden Beträge werden monatlich einem vom
Organ auf den Namen jedes einzelnen dieser Bediensteten
eröffneten Konto gutgeschrieben , so daß ein Garantie­
fonds für die Deckung des etwaigen Kassen- oder Bankde­
fizits geschaffen wird, für das der Betreffende gegebenen­
falls verantwortlich ist, soweit es nicht aus den Leistungen
der Versicherungsgesellschaften gedeckt worden ist.

Das Guthaben der Garantiekonten wird den Betreffenden
bei Beendigung ihrer Tätigkeit als Rechnungsführer, un­
terstellter Rechnungsführer oder Zahlstellenleiter ausge­
zahlt.

( 4 ) In den in Artikel 106 vorgesehenen Durchfüh­
rungsbestimmungen wird festgelegt, welche Gruppen von
Beamten oder Bediensteten zu Rechnungsführern oder
Zahlstellenverwaltern ernannt werden können .

Artikel 71

Die Anweisungsbefugten, Finanzkontrolleure, Rech­
nungsführer, unterstellten Rechnungsführer oder Zahl­
stellenverwalter sind nach Maßgabe der Artikel 22 bzw.
der Artikel 86 bis 89 des Statuts der Beamten der Europä­
ischen Gemeinschaften gegebenenfalls zum Schadenersatz
verpflichtet und disziplinarisch verantwortlich .

Artikel 72

Jedes Organ verfügt vom Zeitpunkt der Vorlage der
Haushaltsrechnung an über eine Frist von zwei Jahren,
um über die Entlastung zu beschließen , die dem Rech­
nungsführer für die betreffenden Rechnungsvorgänge zu
erteilen ist .

TITEL VI

RECHNUNGSLEGUNG UND RECHNUNGSPRÜFUNG

2 . Tabellen über die Entwicklung der Mittel des Haus­
haltsjahres , aus denen — getrennt nach Verpflich­
tungsermächtigungen, Zahlungsermächtigungen und
nicht getrennten Mitteln — folgendes ersichtlich ist :

— die ursprünglichen Mittelansätze ,

— die Änderungen durch Nachtrags- oder Berichti­
gungshaushaltspläne,

— die Änderungen durch Mittelübertragungen,
— die endgültigen Mittel des Haushaltsjahres ,
— die nach Artikel 6 fortbestehenden oder übertra­

genen Mittel ;

Artikel 73

Die Kommission erstellt spätestens bis zum 1 . Juni des
folgenden Jahres eine Haushaltsrechnung der Gemein­
schaften , die folgende nach dem Eingliederungsplan un­
terteilten Schriftstücke umfaßt :

1 . eine Einnahmentabelle , die enthält :

— die Einnahmenansätze des Haushaltsjahres ,
— die Änderungen der Einnahmenansätze auf

Grund von Nachtrags- oder Berichtigungshaus­
haltsplänen,

— die im Laufe des Haushaltsjahres eingezogenen
Einnahmen ,

— die vom vorausgehenden Haushaltsjahr noch aus­
stehenden Forderungen ,

— die im Laufe des Haushaltsjahres festgelegten
Forderungen ,

— die am Ende des Haushaltsjahres noch einzuzie­
henden Beträge .

Dieser Tabelle ist gegebenenfalls eine Übersicht über
die Salden und die Bruttobeträge der in Artikel 22 Ab­
satz 2 genannten Rechnungsvorgänge beizufügen ;

3 . Ausgabentabellen , aus denen die Verwendung der
Ausgabenmittel des Haushaltsjahres und — getrennt
nach Verpflichtungsermächtigungen, Zahlungser­
mächtigungen und nicht getrennten Mitteln — folgen­
des ersichtlich ist :

die zu Lasten des Haushaltsjahres gebundenen
Mittel ,

— die zu Lasten des Haushaltsjahres geleisteten Zah­
lungen ,
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— die Feststellung der Mittelbindungen des Haus­
haltsjahres und die Berechnung der bei Abschluß
des Haushaltsjahres noch zu zahlenden Beträge ,

— die aufGrund von Artikel 88 oder durch Beschluß
der Haushaltsbehörde nach Artikel 6 fortbeste­
henden Verpflichtungsermächtigungen,

— die nach Artikel 6 übertragenen Zahlungsermäch­
tigungen ,

— die nach Artikel 6 übertragenen nicht getrennten
Mittel ,

— die verfallenen Mittel .

Dieser Tabelle ist gegebenenfalls eine Übersicht über
die Salden und die Bruttobeträge der in Artikel 22 Ab­
satz 2 genannten Rechnungsvorgänge beizufügen ;

4 . Tabellen über die Verwendung der verfügbaren Mittel
früherer Haushaltsjahre , aus denen folgendes ersicht­
lich ist :

— die Höhe der fortbestehenden oder übertragenen
Mittel , getrennt nach Verpflichtungsermächti­
gungen, Zahlungsermächtigungen und nicht ge­
trennten Mitteln ,

— die Mittelbindungen zu Lasten der verfügbaren
Verpflichtungsermächtigungen ,

— die Zahlungen zu Lasten der übertragenen Zah­
lungsermächtigungen und nicht getrennten Mit­
tel ,

— die Feststellung der bei Abschluß des vorherge­
henden Haushaltsjahres noch zu zahlenden Be­
träge und die Berechnung der bei Abschluß des
laufenden Haushaltsjahres noch zu zahlenden Be­
träge ,

— die Höhe der nicht verbrauchten für das folgende
Haushaltsjahr fortbestehenden Mittel ,

— die Höhe der verfallenen Mittel , getrennt nach
Verpflichtungsermächtigungen , Zahlungser­
mächtigungen und nicht getrennten Mitteln ;

5 . als Anlage eine Aufstellung über die Kapitaltransak­
tionen und den Schuldendienst , aus dem folgendes er­
sichtlich ist :

— die Höhe der gewährten Darlehen ,

— die Höhe der Rückzahlungen auf die aufgenom­
menen Anleihen und die Anleihekosten ,

— die Höhe der Anleihen ,

— die Höhe der Rückzahlungen auf das Kapital und
die Zinsen der Darlehen .

Artikel 74

Bis spätestens zum 1 . April teilt jedes Organ der Kommis­
sion die Angaben, die sie für die Erstellung der Haushalts­
rechnung und der Vermögensübersicht benötigt , sowie

einen Beitrag zu der in Artikel 75 erwähnten Analyse der
Haushaltsführung mit .

Artikel 75

Der Haushaltsrechnung wird eine Analyse der Haushalts­
führung des betreffenden Jahres vorangestellt. Darin sind
alle Einnahmen und Ausgaben, die sich auf das abgelau­
fene Haushaltsjahr beziehen , für jedes Organ der Gemein­
schaften auszuweisen . Sie hat dieselbe Form und dieselben
Untergliederungen wie der Haushaltsplan .

Artikel 76

Die Kommission erstellt innerhalb der in Artikel 73 vorge­
sehenen Frist die Übersicht über das Vermögen und die
Schulden der Gemeinschaften zum 31 . Dezember des ab­
gelaufenen Haushaltsjahres . Dieser Übersicht ist ein zum
gleichen Zeitpunkt aufgestellter Kontenabschluß beige­
fügt, welcher den Kontenstand in Soll und Haben sowie
die Salden wiedergibt .

Artikel 77

Die Kommission übermittelt dem Europäischen Parla­
ment, dem Rat und dem Rechnungshof spätestens bis zum
1 . Juni die Haushaltsrechnung, die Analyse der Haus­
haltsführung und die Übersicht über das Vermögen und
die Schulden .

Artikel 78

Der Rechnungshof und seine Mitglieder können im Rah­
men ihres Auftrags von Bediensteten des Rechnungshofes
unterstützt werden .

Die Aufgaben , die den Bediensteten nach Absatz 1 über­
tragen werden , müssen besonders bestimmt und auf die
für ihre Durchführung erforderliche Zeit begrenzt wer­
den . Sie müssen den Behörden , bei denen der beauftragte
Bedienstete tätig ist, vom Rechnungshof selbst oder von
einem seiner Mitglieder mitgeteilt werden .

Artikel 79

Jedes Organ übermittelt dem Rechnungshof vierteljähr­
lich , spätestens aber in dem Monat nach Ablauf des Vier­
teljahres und für das vierte Vierteljahr spätestens in dem
Monat nach Abschluß des Haushaltsjahres, die Bu­
chungsbelege , insbesondere die Unterlagen und Beschei­
nigungen betreffend die genaue Anwendung der Bestim­
mungen über die Ausführung des Haushaltsplans sowie
die Mittelbindungen, die Zahlung von Ausgaben, die
Feststellung und die Einziehung von Einnahmen, vorbe­
haltlich der Anwendung des Artikels 19 der Verordnung
(EWG , Euratom , EGKS ) Nr . 2891 /77 und des Artikels 80
dieser Haushaltsordnung. Der Rechnungshof kann an
jedes Organ Fragen betreffend die genannten Buchungs­
belege richten .



Nr. L 356/20 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 31 . 12 . 77

Artikel 80

Durch die Prüfung, die der Rechnungshof an Hand der
Rechnungsunterlagen und erforderlichenfalls an Ort und
Stelle durchführt, stellt dieser die Rechtmäßigkeit und
Ordnungsmäßigkeit der Einnahmen und Ausgaben im
Hinblick auf die Verträge, den Haushaltsplan, die Haus­
haltsordnung und alle in Durchführung der Verträge er­
lassenen Vorschriften fest und überzeugt sich von der
Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung.
Bei der Durchführung seiner Aufgaben kann der Rech­
nungshof nach Maßgabe des Artikels 82 von allen Doku­
menten und Informationen betreffend die Rechnungsfüh­
rung der seiner. Kontrolle unterliegenden Dienststellen
und sonstigen Einrichtungen Kenntnis nehmen ; er ist be­
fugt, alle Bediensteten zu hören, die für Ausgaben oder
Einnahmenvorgänge verantwortlich sind , und von allen
Prüfungsmöglichkeiten Gebrauch zu machen, die diesen
Stellen eingeräumt sind .
Um alle Auskünfte zu erhalten , die er für die Erfüllung der
Aufgabe benötigt, welche ihm auf Grund der Verträge
und der in Durchführung dieser Verträge erlassenen
Rechtsakte übertragen ist , kann der Rechnungshof auf
seinen Wunsch zu den Maßnahmen hinzugezogen wer­
den , welche die Kommission gemäß den Artikeln 8 und 9
der Verordnung (EWG) Nr . 729/70 und den Artikeln 18
und 19 der Verordnung (EWG, Euratom, EGKS ) Nr.
2891 /77 durchführt . Diese Bestimmung gilt auch hin­
sichtlich der Kontrolle aller von den Gemeinschaften
geschaffenen Fonds .

Artikel 81

Der Rechnungshof achtet darauf, daß alle Depot- und
Kassenbestände in Wertpapieren und Mitteln an Hand
von Bescheinigungen, die von den verwahrenden Stellen
unterzeichnet sind , oder an Hand von amtlichen Feststel­
lungsvermerken des Kassen- und Wertpapierbestands ge­
prüft werden . Er kann derartige Prüfungen selbst vor­
nehmen .

Artikel 82

Die Kommission und die anderen Organe gewähren dem
Rechnungshof jede Unterstützung und erteilen alle Aus­
künfte , die dieser zur Erfüllung seiner Aufgabe für erfor­
derlich hält, insbesondere alle Auskünfte, über die sie auf
Grund der Kontrollen verfügen , die sie gemäß der Ge­
meinschaftsregelung bei den Dienststellen durchgeführt
haben , welche an der Haushaltsführung der Gemeinschaf­
ten beteiligt sind und Ausgaben für Rechnung der Ge­
meinschaften tätigen . Sie halten insbesondere alle Unter­
lagen über die Vergabe und die Ausführung von Aufträ­
gen , alle Bücher über Kassen- und Sachbestand, Bu­
chungsunterlagen , Belege , sich hierauf beziehende Ver­
waltungsdokumente , Unterlagen über die Einnahmen und
Ausgaben , Bestandsverzeichnisse sowie Organisations­
und Personalübersichten der Dienststellen , zur Verfügung
des Rechnungshofes , die dieser zur Prüfung der Haus­
haltsrechnung an Hand der Rechnungsunterlagen oder an
Ort und Stelle für erforderlich hält.

Zu diesem Zweck sind die den Prüfungen des Rechnungs­
hofes unterliegenden Bediensteten insbesondere verpflich­
tet,

a ) ihre Kasse zu öffnen sowie die Kassen-, Wert- und
Sachbestände jeglicher Art und die von ihnen ver­
wahrten Belege für die Rechnungsführung sowie
sämtliche Bücher und Register und sämtliche anderen
damit zusammenhängenden Dokumente vorzulegen,

b ) die Korrespondenz und alle sonstigen Dokumente
vorzulegen, die für die vollständige Durchführung der
Prüfung im Sinne des Artikels 80 Absatz 1 notwendig
sind .

Die Erteilung der Informationen nach Buchstabe b ) darf
nur vom Rechnungshof oder von einem seiner Mitglieder
gefordert werden ; sie ist schriftlich anzufordern .

Der Rechnungshof ist befugt, die Dokumente über die
Einnahmen und Ausgaben der Gemeinschaft zu prüfen,
die in den Dienststellen der Organe, insbesondere in den
für die Beschlüsse über diese Einnahmen und Ausgaben
verantwortlichen Dienststellen , verwahrt werden .

Die Prüfung der Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit
der Einnahmen und Ausgaben sowie die Kontrolle der
Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung erstrecken sich
auch auf die Verwendung der Gemeinschaftsmittel durch
Stellen außerhalb der Organe, die diese Mittel als Subven­
tionen erhalten .

Die Gewährung von Subventionen an Stellen außerhalb
der Organe setzt voraus, daß der Empfänger der Subven­
tion ihrer Verwendungsprüfung durch den Rechnungshof
zustimmt.

Artikel 83

( 1 ) Der Rechnungshof übermittelt der Kommission
und den betroffenen Organen spätestens bis zum 15 . Juli
die Bemerkungen, die ihm zur Aufnahme in den in Artikel
78f des EGKS-Vertrags , in Artikel 206a des EWG-Ver­
trags und in Artikel 180a des Euratom-Vertrags vorgese­
henen Bericht geeignet erscheinen . Alle Organe übermit­
teln dem Rechnungshof ihre Stellungnahme spätestens bis
zum 31 . Oktober. Mit Ausnahme der Kommission über­
mitteln die Organe ihre Stellungnahme gleichzeitig der
Kommission .

( 2 ) Der Rechnungshof fügt seinem Jahresbericht eine
Beurteilung der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung
bei .

( 3 ) Der Rechnungshof kann ferner jederzeit seine Be­
merkungen zu besonderen Fragen vorlegen und auf An­
trag eines Organs der Gemeinschaften Stellungnahmen
abgeben .

Artikel 84

Der Rechnungshof übermittelt den für die Entlastung zu­
ständigen und den anderen Organen spätestens bis zum
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Die Organe treffen alle zweckdienlichen Maßnahmen, um
den in den Entlastungsbeschlüssen enthaltenen Bemer­
kungen Folge zu leisten . Sie erstatten auf Wunsch des Eu­
ropäischen Parlaments oder des Rates Bericht über die im
Anschluß an diese Bemerkungen getroffenenMaßnahmen
und insbesondere über die Weisungen, die sie an die an der
Ausführung des Haushaltsplans beteiligten Dienststellen
gerichtet haben . Diese Berichte werden auch dem Rech­
nungshof übermittelt .

30 . November den Jahresbericht mit den dazugehörigen
Antworten und sorgt für dessen Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften .

Artikel 85

Vor dem 30 . April des folgenden Jahres erteilt das Euro­
päische Parlament aufEmpfehlung des Rates , der mit qua­
lifizierter Mehrheit entscheidet, der Kommission Entla­
stung zur Ausführung des Haushaltsplans. Kann dieser
Termin nicht eingehalten werden, so teilt das Europäische
Parlament oder der Rat der Kommission die Gründe für
den Aufschub dieser Entscheidung mit.

Der Finanzkontrolleur berücksichtigt die in den Entla­
stungsbeschlüssen enthaltenen Bemerkungen .

Vorbehaltlich von Absatz 3 Satz 2 haben die Organe in ei­
nem Anhang zur Haushaltsrechnung des folgenden
Haushaltsjahres Rechenschaft über die Maßnahmen ab­
zulegen , welche auf die im Entlastungsbeschluß enthalte­
nen Bemerkungen hin getroffen wurden .

TITEL VII

SONDERBESTIMMUNGEN FÜR DIE FORSCHUNGS- UND INVESTITIONSMITTEL

Artikel 86

Die Titel I bis VI und Titel XI finden auf die Forschungs­
und Investitionsmittel des in Artikel 87 genannten beson­
deren Kapitels sowie die in Artikel 90 erwähnten Finanz­
pläne Anwendung, sofern keine abweichenden Bestim­
mungen vorgesehen sind oder soweit sie nicht mit den be­
sonderen Bestimmungen dieses Titels unvereinbar sind .

Mitgliedstaaten durchgeführten individuellen For­
schungsaktionen , bei denen nur die Verwaltungsaus­
gaben aus dem Gesamthaushaltsplan der Europä­
ischen Gemeinschaften finanziert werden.

Es umfaßt außerdem die Mittel für die sonstigen Tätigkei­
ten , insbesondere die Leistungen für Rechnung Dritter.

Artikel 87

Die Mittel für die Forschungs- und Investitionstätigkeiten
werden in einem besonderen Kapitel innerhalb des Ein­
zelplans „Kommission" eingesetzt .

Dieses besondere Kapitel umfaßt die Mittel für die Ver­
wirklichung der Forschungs- und Investitionsziele durch

a ) direkte Aktionen, bestehend aus Forschungspro­
grammen, die bei den vier Forschungsanstalten der
Gemeinsamen Forschungsstelle durchgeführt und
grundsätzlich vollständig aus dem Gesamthaushalts­
plan der Europäischen Gemeinschaften finanziert
werden ;

b ) indirekte Aktionen, bestehend aus Programmen, die
im Rahmen von mit Dritten zu schließenden Verträ­
gen durchgeführt und grundsätzlich teilweise aus dem
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemein­
schaften finanziert werden ;

c ) konzertierte Aktionen, bestehend aus Maßnahmen
der Gemeinschaften zur Koordinierung der in den

Artikel 88

( 1 ) Ein globaler Mehrjahresbetrag, „Tranche" ge­
nannt, wird für jede der in Artikel 87 festgelegten Aktio­
nen bereitgestellt, die einem vom Rat in Programmbe­
schlüssen oder entsprechenden Beschlüssen festgelegten
Forschungs- und Investitionsziel entsprechen.

Die Tranche ist die haushaltsmäßige Bereitstellung des
Gesamtbetrags jeder Zuweisung pro Forschungs- und In­
vestitionsziel unter Berücksichtigung etwaiger finanzieller
Reserven , sofern der Rat für das Ziel in den Programmbe­
schlüssen oder den entsprechenden Beschlüssen nicht ver­
schiedene Stufen festgelegt hat , die jeweils ein zusammen­
hängendes Ganzes bilden .

( 2 ) Die jährlich im Haushaltsplan für die Forschungs­
und Investitionsausgaben bewilligten Mittel umfassen
Verpflichtungsermächtigungen und Zahlungsermächti­
gungen .

(3 ) Die Verpflichtungsermächtigungen innerhalb der
einzelnen Tranchen sind dazu bestimmt, die Deckung al­
ler rechtlichen Verpflichtungen zu ermöglichen, die die
Kommission eingehen darf.
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Sie stellen die Höchstgrenze der Ausgaben dar, für welche
die Kommission während des für die Durchführung des
entsprechenden Vorhabens zugrunde gelegten Haushalts­
jahres Verbindlichkeiten eingehen darf.

Sie bleiben abweichend von Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe
a ) bis zu ihrer Aufhebung im Wege des Haushaltsverfah­
rens gültig.

(4 ) Die Zahlungsermäehtigungen stellen die Höchst­
grenze der Ausgaben dar, die während eines Haushalts­
jahres zur Deckung der im Laufe des Haushaltsjahres oder
im Laufe früherer Haushaltsjahre eingegangenen Ver­
bindlichkeiten geleistet oder angewiesen werden können .

Die Zahlungsermächtigungen , die am Ende des Haus­
haltsjahres , für das sie eingesetzt wurden, nicht in An­
spruch genommen worden sind , sind Gegenstand einer
automatischen Übertragung, die auf das nächste Haus­
haltsjahr begrenzt ist .

Artikel 89

Der Eingliederungsplan des in Artikel 87 genannten be­
sonderen Kapitels wird hinsichtlich der Bezeichnung der
Artikel und Posten gemäß dem Bestimmungszweck der
Ausgaben , wie er sich aus der Verwirklichung der For­
schungs- und Investitionsvorhaben und sonstigen Tätig­
keiten nach dem genannten Artikel ergibt, aufgestellt .

Ferner werden die Ausgaben innerhalb der Posten nach
ihrer Art in Unterposten gegliedert .

Ein Schema des Eingliederungsplans nach Unterabsatz 1
ist im Anhang enthalten . Dieses Schema ist verbindlich
hinsichtlich der darin aufgestellten Grundsätze, insbeson­
dere der Unterteilung in Artikel , und dient als Hinweis
hinsichtlich der darin vorgesehenen Unterteilung in Po­
sten und Unterposten .

Artikel 90

(1 ) Ergänzend zu den in Artikel 12 erwähnten Schrift­
stücken werden dem Vorentwurf des Haushaltsplans Fi­
nanzpläne beigefügt. Diese Pläne , die gegebenenfalls ge­
mäß dem verabschiedeten Haushaltsplan überarbeitet
werden, dienen der Bewirtschaftung der in dem besonde­
ren Kapitel nach Artikel 87 eingesetzten Mittel .

( 2 ) Die Finanzpläne umfassen :

a ) im ersten Teil die Mittel für die Durchführung der ein­
zelnen Forschungs- und Investitionsziele oder sonsti­
gen Tätigkeiten einschließlich der Arbeiten für Rech­
nung Dritter , die bei den Artikeln und Posten des in
Artikel 87 erwähnten besonderen Kapitels bereitge­
stellt wurden . Der Eingliederungsplan zu diesem Teil
wird gemäß Artikel 89 festgelegt ;

b ) im zweiten Teil in Form von Sammelkonten die Mittel ,
die dem Einsatz der Instrumente zur Verwirklichung

der Forschungs- und Investitionsvorhaben und sonsti­
gen Tätigkeiten entsprechen . Diese Durchführungs­
instrumente können sein :

— die wissenschaftlichen Abteilungen,

— die allgemeinen Dienste ,
— die wissenschaftlichen und technischen Hilfs­

dienste ;

c ) im dritten Teil die Konten für die Personalausgaben .

Für die Bewirtschaftung können die Unterposten in den
drei Teilen der Finanzpläne in Kategorien und Rubriken
unterteilt werden .

( 3 ) Jedem Durchführungsinstrument entspricht ein
Sammelkonto . In jedem Sammelkonto werden die Mittel ,
die bei den verschiedenen Artikeln und Posten des ersten
Teils , besonders im Hinblick auf den Einsatz des entspre­
chenden Durchführungsinstruments bereitgestellt wur­
den , zusammengefaßt. Innerhalb der Sammelkonten und
der unter Absatz 2 Buchstabe c) erwähnten Konten wer­
den die Mittel nach ihrer Art gegliedert .

(4 ) Bei den Verbuchungen bei den Konten für die Per­
sonalausgaben dürfen die im ersten Teil der Finanzpläne
zur Verfügung gestellten Beträge nicht überschritten wer­
den .

Bei den Verbuchungen bei den Sammelkonten darf die
Summe der bei den Artikeln und Posten des ersten Teils
des Finanzplans vorgesehenen Mittel nicht überschritten
werden . Im Falle von Übertragungen oder Bereitstellun­
gen infolge einer von Dritten stammenden Mehreinnahme
können die Ausgaben jedoch im gleichen Maße erhöht
werden :

— bei den Mittelbindungen bis zur Höhe der in den Ver­
trägen mit den antragstellenden Dritten vorgesehenen
Erstattungen,

— bei den Zahlungen bis zur Höhe der festgestellten An­
sprüche auf diese Erstattungen .

( 5 ) Die Verbuchungen bei den Konten für die
Personal ausgaben müssen monatlich auf den ersten und
den zweiten Teil der Finanzpläne verteilt werden .

Die Verbuchungen bei den Sammelkonten müssen monat­
lich nach Forschungs- und Investitionsvorhaben und son­
stigen Tätigkeiten des ersten Teils des Finanzplans nach
Maßgabe des für den Einsatz der Durchführungsinstru­
mente verwendeten Teils der Mittel aufgeschlüsselt
werden .

Diese Verbuchungen werden dem Finanzkontrolleur
zwecks Erteilung des Sichtvermerks und danach dem
Rechnungsführer übermittelt .

Die Verbuchungen bei den Forschungs- und Investitions­
vorhaben und sonstigen Tätigkeiten des ersten Teils des
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— bei den Mittelbindungen : insgesamt ein Viertel des im
Haushaltsplan des Vorjahres eingesetzten Gesamtbe­
trags zuzüglich eines Zwölftels für jeden abgelaufenen
Monat ;

— bei den Zahlungen : insgesamt ein Zwölftel der im
Haushaltsplan des Vorjahres vorgesehenen Gesamt­
mittel .

Finanzplans müssen monatlich bei den Artikeln und Po­
sten des in Artikel 87 erwähnten besonderen Kapitels im
Haushaltsplan ausgewiesen werden, und zwar durch Aus­
fertigung von Mittelbindungsanträgen und Pro-forma­
Zahlungsanordnungen, die dem Finanzkontrolleur
zwecks Erteilung des Sichtvermerks und sodann dem
Rechnungsführer übermittelt werden .

( 6 ) Der Haushaltsrechnung wird als Anlage ein Do­
kument beigefügt, in dem die Ergebnisse der zu Lasten der
einzelnen Sammelkonten und der Konten für Personal­
ausgaben verbuchten Vorgänge dargelegt sind .

Aus diesem Dokument ist die Bereinigung der Salden der
Sammelkonten zu entnehmen.

Artikel 91

Das in Artikel 87 erwähnte besondere Kapitel umfaßt ei­
nen nach Artikeln und Posten gegliederten Fälligkeitsplan
für die Verbindlichkeiten und die Zahlungen, aus dem für
jede Tranche hervorgeht, in welcher Zeitfolge die Ver­
pflichtungsermächtigungen und die entsprechenden Zah­
lungsermächtigungen in Anspruch genommen werden
sollen . Der Fälligkeitsplan wird jährlich überprüft.

Artikel 93

( 1 ) Jeder Beschluß über Mittelübertragungen bedarf
des vorherigen Sichtvermerks des Finanzkontrolleurs,
durch den die Verfügbarkeit der Mittel sowie die Ord­
nungsmäßigkeit und Übereinstimmung der Übertragun­
gen mit den geltenden Bestimmungen bestätigt werden .

( 2 ) Ist der Finanzkontrolleur jedoch der Ansicht, daß
er die Auswirkungen dieser Übertragungen auf das finan­
zielle Gleichgewicht der Sammelkonten des Finanzie­
rungsplans nicht im voraus feststellen kann, so beschränkt
er sich auf die Abgabe einer Stellungnahme .

In diesem Fall kann der Anweisungsbefugte im Rahmen
seiner Befugnisse die Übertragung unter alleiniger Ver­
antwortung vornehmen, wobei er dem Finanzkontrolleur
jeden Monat alle zweckdienlichen Informationen erteilt,
wonach dieser die finanziellen Auswirkungen der vorge­
nommenen Mittelübertragungen feststellen kann .

Stellt der Finanzkontrolleur an Hand dieser Informatio­
nen fest, daß in einem Sammelkonto ein finanzielles Un­
gleichgewicht aufgetreten ist, so setzt er den Anweisungs­
befugten hiervon in Kenntnis .

( 3 ) Die Anpassungen zwischen Kategorien innerhalb
des Kontos für die Personalausgaben sowie die Anpassun­
gen innerhalb der spezifischen Mittel der Sammelkonten
werden dem Finanzkontrolleur zur Kenntnisnahme mit­
geteilt.

(4 ) Um die letzten Buchungen zu ermöglichen, können
zur Bereinigung der Salden der Sammelkonten auch nach
Ende des Haushaltsjahres Mittelübertragungen vorge­
nommen werden .

Artikel 92

( 1 ) Ist der Haushaltsplan zu Beginn eines Haushalts­
jahres noch nicht endgültig festgestellt, so werden die
Ausgaben wie folgt vorgenommen :

— Die Mittelbindungen können bis zu einem Viertel der
Mittel vorgenommen werden, die in dem Fälligkeits­
plan für die vorhersehbaren Verbindlichkeiten für das
betreffende Haushaltsjahr zuzüglich eines Zwölftels
je abgelaufener Monat aufgeführt sind , wobei jedoch
die im Entwurf des Haushaltsplans oder, falls dieser
nicht vorliegt, im Vorentwurf des Haushaltsplans
vorgesehenen Mittel nicht überschritten werden
dürfen ;

— die Zahlungen können monatlich je Artikel und Po­
sten des in Artikel 87 erwähnten besonderen Kapitels
bis zu einem Zwölftel der jährlichen Voranschläge ge­
leistet werden , die für das betreffende Haushaltsjahr
im Fälligkeitsplan der Zahlungen im Rahmen der
Voranschläge der Verpflichtungsermächtigungen
vorgesehen sind .

(2 ) Liegen jedoch keine Fälligkeitspläne für die Mittel­
bindungen und die Zahlungen für das betreffende Haus­
haltsjahr vor, so können die in Absatz 1 erwähnten Mit­
telbindungen und Zahlungen bis zur Höhe der im Entwurf
des Haushaltsplans oder, falls dieser nicht vorliegt, im
Vorentwurf des Haushaltsplans vorgesehenen Mittel vor­
genommen werden, wobei die Kommission jedoch mo­
natlich höchstens über folgende Beträge verfügen darf:

Artikel 94

( 1 ) Zur Anwendung des Artikels 21 werden die Arti­
kel , Posten und Unterposten des in Artikel 87 erwähnten
Kapitels jeweils den Titeln , Kapiteln und Artikeln gleich­
gestellt.

(2 ) Abweichend von Artikel 21 Absatz 2 kann die
Kommission im Rahmen der bei der endgültigen Feststel­
lung des Haushaltsplans festzulegenden Grenzen und Be­
dingungen Mittelübertragungen von Artikel zu Artikel
und von Posten zu Posten innerhalb des in Artikel 87 er­
wähnten Kapitels vornehmen ; diese Artikel und Posten
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sind dann namentlich zu bezeichnen und die Übertragun­
gen müssen direkte Maßnahmen betreffen , wobei die
nach einem besonderen Schlüssel finanzierten Maßnah­
men ausgeschlossen sind .

(3 ) Abweichend von Artikel 21 Absatz 5 erstreckt sich
das darin genannte Verbot der Mittelübertragung nicht
auf die Gliederung der Ausgaben nach ihrer Art im Sinne
des Artikels 89 .

( 4 ) Abweichend von Artikel 52 Buchstabe a) ist die
freihändige Vergabe zulässig, wenn die Auftragssumme
bei wissenschaftlichem und technischem Material sowie
bei Bauleistungen 30 000 Europäische Rechnungseinhei­
ten nicht überschreitet , und zwar unbeschadet der übrigen
Fälle , in denen die freihändige Vergabe gemäß Artikel 52
Buchstaben b ), c ) und d ) zulässig ist , und unbeschadet der
allgemeinen Verpflichtung, die Unternehmer oder Liefe­
rer, welche die zu vergebenden Lieferungen und Baulei­
stungen ausführen können, soweit wie möglich und mit
allen geeigneten Mitteln miteinander in Wettbewerb tre­
ten zu lassen .

(5 ) Abweichend von Artikel 54 werden folgende Auf­
träge vor Entscheidung des Anweisungsbefugten einem

Vergabebeirat zur Stellungnahme vorgelegt, dessen Zu­
sammensetzung und Tätigkeit durch die in Artikel 106
vorgesehenen Durchführungsbestimmungen geregelt
werden :

a ) Aufträge mit wissenschaftlichem oder technischem
Charakter, deren Summe 150 000 Europäische Rech­
nungseinheiten übersteigt, und Kaufverträge über
Grundstücke und Gebäude ;

b ) Aufträge über Bürobedarf und Material ohne wissen­
schaftlichen oder technischen Charakter in Höhe von
mehr als 30 000 Europäischen Rechnungseinheiten ;

c ) Aufträge über Bürobedarf und Material ohne wissen­
schaftlichen oder technischen Charakter, deren
Summe 10 000 Europäische Rechnungseinheiten
übersteigt und für die Artikel 52 Buchstaben c), d) und
e ) gilt.

( 6 ) Abweichend von Artikel 60 Unterabsatz 1 können
Verkäufe von wissenschaftlichem und technischem Mate­
rial ohne vorherige Bekanntgabe auf Grund einer Ent­
scheidung des Anweisungsbefugten nach Stellungnahme
des Vergabebeirats vorgenommen werden.

TITEL VIII

SONDERBESTIMMUNGEN FÜR DEN EUROPÄISCHEN AUSRICHTUNGS- UND
GARANTIEFONDS FÜR DIE LANDWIRTSCHAFT, ABTEILUNG GARANTIE

Artikel 95

Dieser Titel gilt für die seit dem 1 . J anuar 1971 gemäß der
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 durch den Europäischen
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft,
Abteilung Garantie , finanzierten Ausgaben .

Artikel 96

Bei den Mitteln der Abteilung Garantie des Europäischen
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft
werden globale vorläufige Mittelbindungen in Höhe der
an die Mitgliedstaaten zu zahlenden Vorschüsse vorge­
nommen.

Als globale vorläufige Mittelbindungen gelten die Ent­
scheidungen der Kommission, durch welche die Höhe die­
ser Vorschüsse gemäß Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe a ) der
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 festgelegt wird. Durch
den Sichtvermerk des Finanzkontrolleurs wird lediglich
bestätigt, daß die Mittelbindungen dem Betrag der nach
Anhörung des EAGFL-Ausschusses von der Kommission
beschlossenen Vorschüsse entsprechen und den Gesamt­
betrag der für die Abteilung Garantie des Europäischen
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft
veranschlagten Mittel nicht übersteigen .

Artikel 97

( 1 ) Nach Prüfung der Aufstellungen, welche die Mit­
gliedstaaten entsprechend den nach Maßgabe des Artikels
5 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlassenen
Bestimmungen übermittelt haben, und nach Erteilung des
Sichtvermerks des Finanzkontrolleurs wird für die von
den Dienststellen und Einrichtungen gemäß Artikel 4 der
genannten Verordnung getätigten Ausgaben eine Mittel­
bindung nach Kapitel , Artikel und Posten und eine Verbu­
chung als Zahlung vorgenommen.

Die Mittelbindung wird innerhalb einer Frist von zwei
Monaten nach Eingang der von den Mitgliedstaaten
übermittelten Aufstellungen vorgenommen. Die Verbu­
chung als Zahlung wird grundsätzlich innerhalb dersel­
ben Frist vorgenommen.

Dieser Artikel gilt unbeschadet des in Artikel 5 Absatz 2
Buchstabe b ) der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 vorge­
sehenen Rechnungsabschlusses .

( 2 ) Die in diesem Artikel vorgesehenen Mittelbindun­
gen werden von den in Artikel 96 vorgesehenen globalen
vorläufigen Mittelbindungen abgezogen .
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Aus den Mitteln des laufenden Haushaltsjahres wird eine
globale vorläufige Mittelbindung in Höhe dieses Betrages
vorgenommen .

Artikel 98

Die Ausgaben werden in der Rechnung eines Haushalts­
jahres aufGrund der Zahlungen ausgewiesen , die von den
in Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 genann­
ten Dienststellen und Einrichtungen bis zum 31 . Dezem­
ber geleistet wurden, sofern die Mittelbindung und die
Auszahlungsanordnung hierfür dem Rechnungsführer bis
zum 31 . März des folgenden Jahres zugegangen sind .

Artikel 101

(1 ) Die bei einem Ausgabekapitel veranschlagten Mit­
tel dürfen nicht für Zwecke anderer Ausgabekapitel ver­
wendet werden .

Artikel 99

Die Kommission kann dem Rat jedoch spätestens einen
Monat vor dem 31 . März des folgenden Haushaltsjahres
Mittelübertragungen von Kapitel zu Kapitel vorschlagen .

Der etwaige Unterschied zwischen den Ausgaben, die ge­
mäß Artikel 98 in der Rechnung eines Haushaltsjahres er­
faßt werden, und den von der Kommission beim Abschluß
der Rechnungen gemäß Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b )
der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 anerkannten Ausga­
ben wird in der Rechnung des Haushaltsjahres ausgewie­
sen , in dem der Rechnungsabschluß vorgenommen wird.

Der Rat beschließt hierüber binnen drei Wochen mit qua­
lifizierter Mehrheit . Hat er bis zum Ablauf dieser Frist
keinen Beschluß gefaßt, so gelten die Mittelübertragungen
als genehmigt.

Artikel 100 Der Rat unterrichtet das Europäische Parlament von die­
sen Mittelübertragungen.

(2 ) Die Mittelübertragungen von Artikel zu Artikel in­
nerhalb eines Kapitels werden durch Entscheidungen vor­
genommen, die die Kommission nach dem Verfahren des
Artikels 13 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 bis zum
31 . März trifft .

( 1 ) Die gemäß Artikel 96 global gebundenen Mittel,
für die bis zum 1 . April des folgenden Haushaltsjahres
keine Mittelbindungen nach dem Eingliederungsplan ge­
mäß Artikel 97 vorgenommen wurden, bleiben gültig und
dienen zur Deckung der auf das ursprüngliche Haushalts­
jahr zu verbuchenden Ausgaben .

(2 ) Die über diese Ausgaben hinausgehenden Mittel
verfallen für das ursprüngliche Haushaltsjahr .

Die Kommission unterrichtet die Haushaltsbehörde von
diesen Mittelübertragungen.

TITEL IX

SONDERBESTIMMUNGEN BETREFFEND DIE NAHRUNGSMITTELHILFE

Artikel 102

Für jedes Nahrungsmittelhilfeprogramm ist baldmöglichst nach den in den Artikeln 32 bis 35
vorgesehenen Verfahren ein Mittelbindungsantrag vorzulegen .

Die den Mitgliedstaaten gezahlten Vorschüsse werden global auf die vorerwähnten Mittelbin­
dungen angerechnet, deren Betrag nicht überschritten werden darf.

Auf die Zahlungsverbuchung der Ausgaben, welche die Mitgliedstaaten mit Hilfe der ihnen von
der Kommission als Vorschuß zur Verfügung gestellten Mittel vornehmen, sowie den Rech­
nungsabschluß finden die Artikel 97 , 98 und 99 Anwendung.

Bis zum 31 . März des folgenden Haushaltsjahres kann die Kommission Mittelübertragungen
von Artikel zu Artikel innerhalb des Kapitels „Nahrungsmittelhilfe" beschließen .
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TITEL X

SONDERBESTIMMUNGEN FÜR DAS AMT FÜR AMTLICHE VERÖFFENT­
LICHUNGEN DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN

J ■ Artikel 103

( 1 ) Unbeschadet der sonstigen Bestimmungen dieser
Haushaltsordnung finden auf das Amt für amtlicheVeröf­
fentlichungen der Europäischen Gemeinschaften folgende
Sonderbestimmungen Anwendung.

(2 ) Die Mittel des Amtes , deren Gesamtbetrag in einer
besonderen Haushaltslinie innerhalb des Einzelplans der
Kommission eingesetzt wird, sind in einem Anhang zu
diesem Einzelplan detailliert aufgeführt . Die Mittel dieser
besonderen Haushaltslinie können unter den in Artikel 21
festgelegten Bedingungen übertragen werden .

Dieser Anhang hat die Form einer Übersicht über die Aus­
gaben- und Einnahmenansätze , die in der gleichen Weise
gegliedert ist wie die Einzelpläne des Haushaltsplans .

Die in diesem Anhang veranschlagten Mittel decken den
gesamten Finanzbedarf des Amtes für Veröffentlichungen
für die Durchführung seiner Tätigkeit im Dienste der Or­
gane der Gemeinschaften gemäß dem Beschluß vom
16 . Januar 1969 über die Einrichtung des Amtes ( 1 ). Die
Mittelansätze können bei Bedarf im Laufe des Haushalts­
jahres vom Direktorium des Amtes geändert werden, das
die dadurch erforderlichen Mittelübertragungen inner­
halb des Anhangs beschließt .

( 3 ) Die Erläuterungen zu der besonderen Haushalts­
linie , in welche der Gesamtbetrag der Mittel des Amtes
eingesetzt wird , enthalten auf der Grundlage der Ergeb­
nisse der in Absatz 5 erwähnten analytischen Buchfüh­
rung die Vorausschätzung der Kosten für die Leistungen,
die das Amt zugunsten der einzelnen Organe erbringt.

Der Gesamtbetrag der Kosten dieser Leistungen ent­
spricht dem Gesamtbetrag der für jdas Amt in seinen Aus­
gabenansätzen vorgesehenen Ausgaben .

Der Vorentwurf des Haushaltsplans ist durch ein Doku­
ment mit den Angaben zu ergänzen, auf welchen die
Schätzung über die Aufteilung der Leistungen des Amtes
auf die einzelnen Organe beruht.

(4 ) Jedes Organ setzt in seinem Einzelplan einen als
Richtwert dienenden Pro-forma-Betrag ein, der der Vor­
ausschätzung der Leistungen entspricht, die das Amt wäh­
rend des betreffenden Haushaltsjahres für das Organ er­
bringen wird.

( 5 ) Das Amt erstellt eine analytische Buchführung über
seine Ausgaben, auf deren Grundlage der Anteil der für
die einzelnen Organe erbrachten Leistungen ermittelt

(') ABl . Nr. L 13 vom 18 . 1 . 1969 . S. 19 .

werden kann . Das Direktorium legt die Kriterien für diese
Buchführung fest .

Das Amt teilt die Ergebnisse dieser analytischen Buchfüh­
rung den betroffenen Organen mit.

(6 ) Auf Vorschlag des Direktoriums überträgt die
Kommission hinsichtlich der im Anhang veranschlagten
Mittel des Amtes dem Direktor des Amtes Anweisungsbe­
fugnisse und legt deren Umfang und Einzelheiten fest .

Jedes Organ ist anweisungsbefugt für die Ausgaben zu La­
sten derMittel für die Veröffentlichung aller Arbeiten, mit
denen durch das Amt Druckereien außerhalb des Hauses
beauftragt werden . Der Nettoerlös aus dem Verkauf der
Veröffentlichungen wird gemäß Artikel 22 Absatz 2 von
dem Organ wiederverwendet, das Verfasser dieser Veröf­
fentlichungen ist .

(7 ) Der Finanzkontrolleur ordnet einen Bediensteten
ab, der die Kontrolle der Mittelbindungen und der Aus­
zahlungsanordnungen sowie die Kontrolle der Einnah­
men des Amtes wahrnimmt.

Die Kommission ernennt auf Vorschlag des Direktoriums
des Amtes einen unterstellten Rechnungsführer, der ei­
gens mit der Einziehung der Einnahmen und mit der Zah­
lung der Ausgaben beauftragt ist , die vom Amt unmittel­
bar vorgenommen werden .

( 8 ) Für den eigenen Kassenmittelbedarf des Amtes
können von der Kommission auf Vorschlag des Direk­
toriums Bankkonten oder Postscheckkonten auf den
Namen des Amtes eingerichtet werden .

Diesen Konten werden von der Kommission regelmäßig
Beträge zugeführt, die von dem Amt aus den dafür vorge­
sehenen Mitteln abgerufen werden . Diese Zahlungen dür­
fen den Gesamtbetrag der hierzu im Haushaltsplan der
Kommission eingesetzten Mittel nicht übersteigen .
Der jährliche Kassenabschluß wird am Ende des Haus­
haltsjahres zwischen dem Amt und der Kommission vor­
genommen.

( 9 ) Die Haushaltsrechnung und die Übersicht über das
Vermögen und Schulden des Amtes sind Teil der Haus­
haltsrechnung und der Übersicht über das Vermögen und
die Schulden der Gemeinschaften im Sinne der Artikel 73
und 76 .

( 10 ) Das Direktorium des Amtes legt die Durchfüh­
rungsbestimmungen zu diesen Sonderbestimmungen so­
wie die spezifischen Bestimmungen für den Verkauf der
Veröffentlichungen und die entsprechende Buchführung
fest .
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TITEL XI

ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 104

Das Europäische Parlament und der Rat können in den
unter ihre Zuständigkeit fallenden Haushaltsfragen alle
erforderlichen Auskünfte und Nachweise verlangen .

Der Rat kann sich bei seiner Aufgabe von einem Ausschuß
unterstützen lassen , der im Rahmen des Ausschusses der
Ständigen Vertreter eingesetzt wird .

Artikel 105

Das Europäische Parlament, der Rat und die Kommission
unterrichten den Rechnungshof jeweils für ihren Teil in­
nerhalb kürzester Frist über alle von ihnen gemäß Artikel
3 , Artikel 6 Absätze 3 und 8 und den Artikeln 8 , 14 und 21
getroffenen Beschlüsse und Maßnahmen .

Die Ernennung der Anweisungsbefugten , der Finanzkon­
trolleure , der Rechnungsführer und der Zahlstellenver­
walter sowie die Übertragung von Befugnissen oder Er­
nennungen auf Grund der Artikel 18 , 19 , 20 und 49 wer­
den dem Rechnungshof mitgeteilt .

Die Kommission gibt dem Rechnungshof die auf Grund
von Artikel 106 erlassenen Durchführungsbestimmungen
bekannt. Außerdem übermitteln die Organe dem Rech­
nungshof die internen Regelungen, die sie auf finanziellem
Gebiet beschließen .

die betreffenden Haushaltsjahre hätten abführen müssen .
Sodann wird dieser Unterschiedsbetrag verrechnet.

Artikel 5 Absatz 2 gilt für die Einnahmen aus den im No­
vember und Dezember 1977 festgestellten eigenen Mit­
teln ; diese Einnahmen werden für das Haushaltsjahr 1978
berücksichtigt .

( 2 ) Diese Haushaltsordnung wird gemäß den in den
Verträgen hierfür vorgesehenen Verfahren überprüft,
nachdem der Rechnungshof dazu Stellung genommen hat.

Es werden alle geeigneten Maßnahmen getroffen , um
nach der Ernennung der Mitglieder des Rechnungshofes
die Kontinuität der Kontrolle sicherzustellen .

( 3 ) Die am Ende des Haushaltsjahres 1977 gebunde­
nen , aber nicht ausgezahlten Mittel gelten als Mittel , die
gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c) automatisch über­
tragen werden .

Die in den Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 1 976 und
in die Haushaltspläne für frühere Haushaltsjahre einge­
setzten Mittel der Abteilung Ausrichtung des Europä­
ischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Land­
wirtschaft werden wie folgt übertragen :

a ) Handelt es sich dabei um Zahlungen, die auf Grund
eingegangener Zahlungsverpflichtungen geschuldet
werden, so werden sie während eines Zeitraums von
fünf Jahren, der am 31 . Dezember des Haushaltsjah­
res beginnt, in dem sie gebunden wurden, automatisch
übertragen .

b ) Nach Ablauf dieses Zeitraums kann die Kommission
vor dem 1 . Mai dem Rat die Liste der weiterhin ge­
bundenen Mittel , deren Übertragung mit ordnungs­
gemäßer Begründung beantragt wird, vorlegen und sie
dem Europäischen Parlament übermitteln. Der Be­
schluß wird gemäß Artikel 6 Absatz 3 Unterabsatz 2
gefaßt .

(4 ) Die Verpflichtungsermächtigungen für den Sozial­
fonds , die auf der Grundlage von Artikel 104 der Haus­
haltsordnung vom 25 . April 1973 im Haushaltsplan 1976
für die Maßnahmen des Haushaltsjahres 1978 erteilt
wurden , behalten ihre Gültigkeit während des Haushalts­
jahres, für das sie erteilt wurden, und die Mittel, die im
Rahmen von Mittelbindungen auf Grund dieser Ver­
pflichtungsermächtigungen verbraucht wurden, werden
den Verpflichtungsermächtigungen des Haushaltsjahres
hinzugerechnet, für das sie erteilt wurden .

(5 ) Ausnahmsweise werden die für den Europäischen
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft,
Abteilung Ausrichtung, zur Verbesserung der Agrarstruk­
tur vorgesehenenMittel, die aus früheren Haushaltsjahren

Artikel 106

Die Kommission erläßt im Benehmen mit dem Europä­
ischen Parlament und dem Rat nach Stellungnahme der
übrigen Organe die Durchführungsbestimmungen zu die­
ser Haushaltsordnung.

Artikel 107

Alle drei Jahre überprüfen das Europäische Parlament
und der Rat diese Haushaltsordnung an Hand eines Vor­
schlags der Kommission . Rechtsakte zur Änderung der
Haushaltsordnung werden vom Rat - sofern vom Euro­
päischen Parlament gewünscht - nach Anwendung des
Konzertierungsverfahrens erlassen .

Artikel 108

( 1 ) Bei Abschluß des Haushaltsjahres 1977 erstellt die
Kommission eine Übersicht über die abgeführten Beträge,
aus der der Unterschied zwischen den von den Mitglied­
staaten tatsächlich abgeführten Beträgen und den Beträ­
gen ersichtlich ist , die sie nach der Haushaltsrechnung für
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Artikel 109

— Die Haushaltsordnung vom 25 . April 1973 für den
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemein­
schaften ( J ) sowie die Haushaltsordnung vom 18 .
März 1975 zu deren Ergänzung ( 2 ),

— alle sonstigen Bestimmungen , die dieser Haushalts­
ordnung zuwiderlaufen,

werden aufgehoben .

stammen und deren Bindung im Laufe des betreffenden
Haushaltsjahres nicht vorgesehen ist , in den Erläuterun­
gen zum Haushaltsplan besonders ausgewiesen . Sie wer­
den nicht durch die Einnahmen dieses Haushaltsjahres
gedeckt.

(6 ) Die in den Haushaltsplänen 1976 und 1977 für den
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung einge­
setzten Verpflichtungsermächtigungen, für die am Ende
des Haushaltsjahres , für das sie im Haushaltsplan ein­
gesetzt waren , keine Mittelbindungen vorgenommen
wurden , bleiben für die beiden folgenden Haushaltsjahre
verfügbar .

( 7 ) Die Bedingungen für die Anwendung der Europä­
ischen Rechnungseinheit auf die Einnahmen und Ausga­
ben werden in den in Artikel 106 vorgesehenen Durchfüh­
rungsbestimmungen festgelegt .

Artikel 110

Diese Haushaltsordnung tritt am 1 . Januar 1978 in Kraft .

Diese Haushaltsordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mit­
gliedstaat .

Geschehen zu Brüssel am 21 . Dezember 1977.

Im Namen des Rates
Der Präsident

J. CHABERT

(!) ABl . Nr. L 116 vom 1 . 5 . 1973 , S. 1 .
( 2 ) ABl . Nr, L 73 vom 21 . 3 . 1975 , S. 45 .
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ANHANG

In Artikel 89 der Haushaltsordnung vorgesehener Eingliederungsplan

STAND DER AUSGABEN

KAPITEL 33 - FORSCHUNGS- UND INVESTITIONSAUSGABEN

Artikel 330 - Gemeinsame Forschungsstelle: gemeinsames Programm 1977-1980
Posten 3300 Nukleare Sicherheit

3301 Zukünftige Energiequellen
3302 Umwelt und Ressourcen
3303 Messungen, Eichproben und Referenzmethoden
3304 Dienstleistungen und unterstützende Tätigkeiten
3309 Abschließende Durchführung der in früheren Programmen genehmigten Aktionen

Artikel 331 - Gemeinsame Forschungsstelle: Ergänzungsprogramme
Posten 3310 Betrieb des Reaktors HFR ( Fru.inzungsprogramm)

3311 Abschließende Durchführung der in früheren Programmen genehmigten Aktionen
Artikel 332 - Für den Betrieb der GFS bei Fehlen eines Programms gegebenenfalls erforderliche Mittel
Artikel 333 - Gemeinsame Forschungsstelle - sonstige Tätigkeiten
Posten 3330 Bereitstellung der Anlagen des Reaktors ESSOR sowie des dort eingesetzten Personals für die italienische

Regierung
3331 Dienste und Leistungen der GFS für Dritte auf Antrag und gegen Vergütung
3332 Dienste und Leistungen der GFS für andere Dienststellen der Kommission
3333 Sicherung der Anlagen der GFS

Artikel 330 bis 333 insgesamt = Mittelansatz GFS insgesamt

Artikel 335 und 336 — indirekte Aktion — gemeinsames Programm
Posten 3350 Ausbildung

3351 Fusion und Plasmaphysik (einschließlich JET)
3352 Biologie und Gesundheitsschutz (Strahlenschutz )
3353 Referenzmaterialien und -methoden (Referenzbüro der Gemeinschaft - RBG)
3354 Umweltschutz
3355 Plutonium-Rückführung in Leichtwasserreaktoren
3356 Bewirtschaftung und Lagerung radioaktiver Abfälle
3357 Forschung und Entwicklung im Energiebereich
3362 Langfristige Prognosen und Bewertungen
3364 Uranschürfung und Uranaufbereitung
3365 Wiederverwendung von Papier und Pappe
3369 Abschließende Durchführung der in früheren Programmen genehmigten Aktionen

Artikel 337 - Indirekte Aktion : verschiedene Tätigkeiten und konzertierte Aktionen
Posten 3370 Durchführung der Entschließung des Rates vom 22 . Juli 1975 über die Sicherheit der Kernanlagen

3371 Durchführung von konzertierten Aktionen
3372 Zur dienstlichen Verwendung bereitstehendes Personal

Artikel 338 — Indirekte Aktion — sonstige Tätigkeiten
Posten 3380 Bereitstellung des am Reaktor WR2 (Mol ) eingesetzten Personals für die belgische Regierung

3381 Sonstige Bereitstellung von Forschungspersonal
3388 Dienstleistungen der indirekten Aktion für Dritte auf Antrag und gegen Vergütung

Artikel 335 bis 338 insgesamt = Mittelansatz indirekte Aktion insgesamt

ARTIKEL 330 BIS 338 INSGESAMT = KAPITEL 33 INSGESAMT
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Gliederung der Ausgaben nach ihrer Art

(Artikel 89 Unterabsatz 2 )

Unterposten - Bezeichnung

1 Personalausgaben
2 Verwaltungsausgaben
3 Ausgaben für den laufenden technischen Betrieb
4 Investitionsausgaben
5 Ausgaben für Verträge
6 Verschiedene Ausgaben
9 Zurückgestellte Mittel
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